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Stoppt den Krieg in Tschetschenien!
Der Westen läßt Jelzins Regime gewähren

Die Zuspitzung der Auseinander­
setzung Tschetscheniens mit Mos­
kau erfolgte, als die von Rußland 
ausgehaltene Opposition zum Dudajew- 

Regirne Ende November 1994 eine bluti­
ge Niederlage beim versuchten Sturm 
auf die Hauptstadt Grosny erlitt. Gene­
ral Pawel Gratschow, Verteidigungs­
minister Rußlands, wies noch am 29.11. 
94 in der Iswestja kategorisch die Ver­
sion der Teilnahme russischer Truppen 
beim Sturm auf Grosny zurück: „Ich in­
teressiere mich nicht sehr für das, was 
dort vor sich geht. Bewaffnete (gemeint 
sind russische) Kräfte nehmen dort 
nicht teil. Dort geht im Prinzip ein 
Machtkampf vor sich. Obwohl ich fem- 
sehe und höre, daß man dort angeblich 
(russische) Gefangene gemacht hat. Das 
einzige, was ich weiß, ist, daß auf bei­
den Seiten Söldner teilnehmen.“

Im Kontext der Entwicklung in der 
Kaukasus-Region, in der immer mehr 
muselmanischer Einfluß sich durchsetz­
te und nur noch Georgien mit Scheward­
nadse einziger Verbündeter Rußlands 
ist, sieht sich die russische Führung in 
ihren außenpolitischen Streben beein­
trächtigt und ihre Ziele gefährdet. Der 
Abschluß eines Vertrages zur Erdölsu­
che im Kaspischen Meer zwischen Aser­
baidschan und der US-amerikanischen 
Gesellschaft Aramco und deren Weige­
rung, entsprechende Erdölleitungen 
vom Kaspischen Meer über russisches 
Ibrritorium zum Schwarzen Meer zu 
führen, und die dauernde Störung der 
Autobahn Noworossisk-Baku und der 
Eisenbahnlinie, die über tschetscheni­
sches Territorium führt, können Mos­
kau bewegt haben, den „südlichen 
Feind“ auf die Hörner zu nehmen.

Zu einem Zeitpunkt, da die NATO ihr 
erstes Ultimatum an die bosnischen 
Serben verkündete, erklärte der stell­
vertretende russische Verteidigungsmi­
nister Georgij Kondratjew in der Kras- 
naja Swesda die russische Zuständig­
keit für friedenssichemde Maßnahmen 
Rußlands auf dem Territorium der ehe­
maligen UdSSR.

Die neue russische Militärdoktrin un­
terstreicht, daß die Sicherheit Ruß­
lands auch von der Gefahr von bewaff­
neten Konflikten „auf der Grundlage 
von aggressivem Nationalismus und re­
ligiöser Intoleranz in den unmittelbar 
benachbarten Staaten“ ausgeht. Im 
Herbst 1993Jad&e Außenminister Kosy­
rew unterstrichen, daß keine intema- 
tional€Organisation Rußlands frieden­
schaffende Aktivitäten in den Konflikt­
legionen überflüssig machen könnte. 
Politische Beobachter im Westen sehen 
keine bedeutenden Aktivitäten des We­
stens in den Konfliktregionen der ehe­
maligen UdSSR und konstatieren den 
Trend, Rußland in den an seine Süd­
grenzen gelegenen Regionen freie Hand 
zu lassen.

Der Krieg gegen Tschetschenien ist 
nicht der erste, der zur Durchsetzung 
russischer Großmachtansprüche reali­
siert wird. Die Auseinandersetzungen 
zwischen islamischen Kräften und Prä­
sident Nabijew in Tadschikistan, den 
Rußland mit Truppen und Waffen un­
terstützte, führte bereits 1992 — fast 
unbemerkt von der internationalen Öf­
fentlichkeit — zur Vernichtung von 
50000 Menschen und zur zeitweiligen 
Vertreibung einer Viertelmillion Men­
schen ins benachbarte Afghanistan.

Schon damals zeigte sich, daß der We-
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sten und insbesondere die USA über die 
Ausweitung des islamischen Einflusses 
sehr besorgt waren. Pakistan als Ver­
bündeter und die Türkei als Schutz ge­
gen die islamischen Fundamentalisten 
scheinen den USA nicht mehr sicher zu 
sein. Nun ist man offenbar zur Auffas­
sung gelangt, daß nur Rußland diese 
Aufgabe mit einiger Sicherheit wahr­
nehmen und in beiderseitigem Interesse 
realisieren kann. Auch so ist die Tole­
rierung des Vorgehens Jelzins am südli­
chen Rande seines Machtbereiches zu 
interpretieren.

Der Widerstand in Rußland gegen Jel­
zins Kriegskurs wächst. Bereits am 
18.12.94 haben die Teilnehmer eines 
Runden Tisches „Der Weg zum Frieden 
in Tschetschenien“ in Moskau die sofor­
tige Einstellung der Kriegshandlungen 
gefordert. Zu ihnen gehörten Vertreter 
der KP Rußlands, der Partei der Arbeit, 
der Sozialistischen Partei der Werktäti­
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gen, der Vereinigung „Recht auf Leben 
und Menschenwürde“, die Menschen­
rechtsorganisation „Memorial“ und 
andere Verbände (s. Seite 5). Akademie- 
Nestor Dimitrij Lichatschow, Daniel 
Granin, die Sacharow-Witwe Jelena 
Bonner, Jelzins einstmaliger Menschen­
rechtsberater Sergej Kowaljow, Lew 
Kopelew, Wadim Belozerkowski und 
andere Persönlichkeiten erheben die 
Stimme gegen Jelzins Krieg. Militärs 
wie der Afghanistan-General Gromow 
oder General Lebed, Offiziere und Sol­
daten verweigern dem wahnsinnigen 
Treiben den Gehorsam. Wird es für den 
Westen nicht Zeit, diese Stimmen Ruß­
lands ernst zu nehmen ?

Weitere Berichte auf 
den Seiten 4 und 5

£

Dumpinglöhne im Nahverkehr dank Maastricht?
Kommunaler Arbeitgeberverband NRW betreibt Lohndumping / Tarifverhandlungen im Januar

Durch die Aktionen der IG Bau, 
Steine, Erden ist eine breite Öf­
fentlichkeit darüber informiert, 
daß auf den Baustellen in Deutschland 

Arbeiter aus ganz Europa zu Dumping­
löhnen beschäftigt werden. Neben 
Werkvertragsarbeitem aus Osteuropa 
werden auch Arbeiter aus EG-Staaten 
von Subuntemehmem eingesetzt und 
weit unter den hier gültigen Tarifen be­
zahlt. Vor allem die Baukonzeme nut­
zen die von ihnen selbst geschaffene Si­
tuation zum Angriff auf das Tarifgefüge 
am Bau.

Relativ unbemerkt von der Öffent­
lichkeit wird jetzt Beschäftigten des öf­
fentlichen Dienstes ebenfalls mit Lohn­
dumping gedroht. Unmittelbar betrof­
fen ist zunächst das Fahrpersonal im öf­
fentlichen Personennahverkehr. Mit 

Inkraftreten der Maastricher Verträge 
könnten die Kommunen Unternehmen 
aus Billiglohnländem wie Portugal im 
öffentlichen Personennahverkehr ein­
setzen, versuchte der Verhandlungsfüh­
rer des Kommunalen Arbeitgeberver­
bandes NRW (KAV NRW), Ruschmeyer, 
die ÖTV Ende 1994 einzuschüchtem, um 
Lohnabsenkungen bis zu 30 % durchzu­
setzen.

Mit seiner Drohung bezieht sich der 
KAV NRW auf die Anwendung der EG- 
VO 191/69 in der Fassung der EG-VO 
1893/91, durch die die Arbeitgeber ein 
Instrumentarium haben, kommunale 
Verkehrsbetriebe in Wettbewerb zu pri­
vaten Verkehrsbetrieben zu stellen. 
Durch das Personenbeförderungsgesetz 
wird diese Richtlinie in der Bundesre­
publik umgesetzt: Die Genehmigung 

für Verkehre mit gemeinwirtschaftli­
chen Verpflichtungen ist danach davon 
abhängig, daß der kostengünstigste 
Anbieter den Zuschlag erhält. Schon 
heute setzen die Kommunen auf vielen 
Strecken des ÖPNV private Busunter­
nehmen ein, bei denen ein Fahrer 30 % 
weniger verdient als sein Kollege beim 
kommunalen Betrieb. Der EU-weite 
Wettbewerb wird die Kluft noch vergrö­
ßern.

„Massiven Widerstand“ dagegen ha­
ben Betriebs- und Personalräte auf 
einer ÖTV-Konferenz in Kassel ange­
kündigt, die bereits im April 1994 statt­
fand. Dabei ging es nicht nur um den 
Erhalt des Lohnniveaus, sondern auch 
um die Qualität des ÖPNVs für die Be­
nutzer. Peter Blechschmidt vom ge­
schäftsführenden Hauptvorstand be­

tonte deshalb Sicherheits- und Umwelt­
aspekte, „billige Dreckschleudern und 
Klapperkisten“ dürften im Linienver­
kehr nicht zum Einsatz kommen.

Da immer mehr öffentliche Dienstlei­
stungen privatisiert werden, können 
immer weitere Gruppen von Beschäf­
tigten solchen Erpressungen ä la Rusch­
meyer ausgesetzt werden. Die Diskus­
sion darum wird bisher fast nicht ge­
führt. Den KAV NRW konnte die ÖTV 
durch massive Aktionen zwingen, die 
gekündigten Ihrifverträge wieder in 
Kraft zu setzen.

Sie hat sich allerdings verpflichtet, 
Mitte Januar Verhandlungen zu führen. 
Dabei will der KAV NRW im ersten 
Schritt zumindest erreichen, neueinge­
stellte Beschäftigte in Billiglohngrup­
penzupressen. — (syb)
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CSU: Mehr Geld für Waffen! In Wildbad Kreuth beriet die CSU 
über ihre nächsten Vorhaben

Jedes Jahr trifft sich die CSU-Lan- 
desgruppe im Deutschen Bundes­
tag vom 5. bis 7. Januar zu einer 
Klausurtagung im oberbayerischen 

Wildbad Kreuth, um sich in ganzer 
Bandbreite mit deutscher Innen-, Au­
ßen- und besonders der Militärpolitik 
zu befassen und aus unserer Sicht un­
heilvolle Signale auszusenden. Diese 
Signale aus Kreuth sind immer mit der 
Frage verbunden, ob die Koalitionsge­
meinschaft zwischen CDU und CSU 
hält und ob die Rechtsaußenpartei ihre 
Akzente für die kommenden politi­
schen Auseinandersetzungen in der 
Bundesrepublik setzen kann. Zu dieser 
Frage faßte die Landesgruppe eine Ent­
schließung, in der auf periphere Diskus­
sionen in der CDU über die Möglichkeit 
einer Zusammenarbeit zwischen Union 
und Grünen reagiert wird. Darin heißt 
es.warnend, wer in Richtung schwarz­
grün marschieren wolle, gefährde die 
Einheit von CDU und CSU.

Ziel: Bürgerliche Mehrheit!
Eingerahmt wurde die Veranstaltung 
von einer sogenannten steuerpoliti­
schen Grundsatzrede des CSU-Pärtei- 
chefs und Bundesfinanzministers Theo 
Waigel und von Edmund Stoibers baye­
rischer „Konzeption für den Rest dieses 
Jahrtausends“. Die CSU will mit dem 
Konzept „schrittweise Entlastung der 
Steuerzahler“ und „kompromißloser 
Abgrenzung“ zu den Grünen die konser­
vativ-liberale Regierung in Bonn erhal­
ten und damit auch die Voraussetzun­
gen für eine weitere Legislaturperiode 
der sogenannten bürgerlichen Mehrheit 
schaffen. Bei diesem steuerpolitischen 
Konzept steht zweifelsohne die Ab­
schaffung der Gewerbesteuer im Mittel­

punkt, die zugunsten der Konkurrenz-
fähigkeit des Wirtschaftsstandortes 
Deutschland fallen soll und die Finanz­
situation der Städte und Kommunen 
dramatisch verschlechtern wird. Dies 
ist beschlossene Sache von den Regie­
rungsparteien. Zur Konservierung bür­
gerlicher Mehrheiten spielt aber tradi­
tionell die Familienpolitik eine tragen­
de Rolle. Sechs Milliarden DM zusätzli­
che Mittel für Familien mit Kindern im 
Jahr versprach Waigel dafür einzuset­
zen. Dies bedeutet allerdings nicht Kin­
dergartenplätze, sondern - eher infla­
tionsbedingte Erhöhungen des Kinder­
geldes. Dem Vorschlag aus der CDU 
nach Reduzierung des Ehegattensplit­
tings widersprach aber die CSU, weil in 
Bayern diese Familienförderung aus 
strukturellen und Arbeitsmarkt grün­
den eine große Rolle spielt.

Verfolgung soll weitergehen!
Für die innenpolitische und mehr ideo-
logische Ausein­
andersetzung in 
Anlehnung an be­
währte Slogans 
wie „Freiheit statt 
Sozialismus“ woll­
te die CSU auf die­
ser Tagung auch 
keinen Zweifel da­
rüber auf kommen 
lassen, daß für sie 
das Kapitel DDR 
und „vierzigjähri­
ge kommunisti­
sche Diktatur“. 
noch lange nicht 
abgeschlossen ist. 
Mit dem eingelade­
nen Gastredner

Joachim Gauck wurde dieses Thema 
ausgiebig behandelt und fand in einem 
beschlossenen Positionspapier einen 
entsprechenden Abschluß.

Darin spricht sich die CSU gegen eine 
Amnestie für SED- und Stasi-Strafta­
ten aus. Vernichten und Wegsperren 
von Stasi-Akten komme für sie nicht in 
Frage, Überprüfungen bei Einstellun­
gen im öffentlichen Dienst müsse es 
auch weiterhin geben. Der erzieherische 
Wert dieser Abrechnung der Siegerju­
stiz soll nach den Worten des Vorsitzen­
den der CSU-Bundestagsgruppe Mi­
chael Glos vor allem in einem „Signal 
an die Jugend“ liegen, der klargemacht 
werden solle, daß. „Anpassen und Mit­
machen bei einer Diktatur nicht lohnt“.

Diese CSU-Position, die auch von 
Bundeskanzler Kohl geteilt wird, steht 
im krassen Gegensatz zur Position des 
Europa-Parlaments, das eine generelle 
Amnestie fordert und die juristische 
Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit 
als Verstoß gegen die Menschenrechte 
verurteilt.

Militäreinsätze!
Mit weiteren Gästen auf dieser Thgung 
konnte die CSU ihre Vorliebe für au­
ßenpolitische Einmischung und militä­
rische Abenteuer demonstrieren. Mit 
Frankreichs Verteidigungsminister 
Leotard — der in einem SZ-Interview 
ein stärkeres Engagement der Bundes­
wehr mit Tornados forderte — und mit 
Bundeswehrgeneralinspekteur Klaus 
Naumann wurde über Struktur und 
Zukunft der Atlantischen Allianz dis­
kutiert.

Der ehemalige russische Ministerprä­
sident Gaidar rief dazu auf, der Westen 
solle sich im Kaukasus-Krieg einmi­
schen.

Das Ergebnis der Diskussion kann 
sich in militaristischen Kreisen sehen 
lassen. So berichtet die Welt am Sonn­
tag am 8.1.: „In seiner Pressekonferenz 
warnte Glos vor weiteren Einsparun­
gen im Verteidigungshaushalt der Bun­
desrepublik. Angesichts der Konflikte 
wie in Tschetschenien oder Bosnien 
müsse »damit jetzt Schluß sein*. Zudem 
sei eine .Modernisierung der Bundes­
wehr im Konzert mit den Verbündeten* 
dringend notwendig. In einer Diskus­
sion mit dem in Kreuth als Gast gelade­
nen Bundeswehr-Generalinspekteur 
Klaus Naumann habe man Einverneh­
men darüber erzielt, daß die Bundes­
wehr künftig »durch mehr Beweglich­
keit gemeinsam mit den Verbündeten 
Konflikte schon im Vorfeld verhindern 
und notfalls auch zu einer militärischen 
Lösung beitragen* müsse, sagte Glos. 
Sie brauche deshalb für ihre künftigen 
Aufgaben vor allem neue Transportmit­
tel. Deutschland dürfe international 
und in der Nato nicht zu einem .zweifel­
haften Kantonisten* werden.“—(dil)

AKTUELL IN BONN

Waigels „Familienförderung“
Bundesfinanzminister Waigel hat Vor­
schläge zur steuerlichen „Entlastung 
von Familien mit Kindern“ vorgelegt. 
Waigel will das Kindergeld ab irgend­
wann in 1996 für das zweite Kind von 
130 auf 150 DM erhöhen und für das drit­
te Kind von 220 auf 250 DM. Deutlich 
stärker, nämlich von 4100 DM auf 5000 
DM, soll der Kinderfreibetrag angeho­
ben werden. Im Effekt würde also die 
schon bisher in der CDU/CSU-Fami- 
lienpolitik angelegte Bevorzugung von 
Familien mit höheren Einkommen — 
die durch den Kinderfreibetrag höher 
entlastet werden als Familien mit ge­
ringen Einkommen — noch weiter ver­
stärkt. Außerdem will Waigel das „Bau­
kindergeld“ von bisher 1000 auf künftig 
1200 DM anheben — auch dies eine För­
derung vor allem von solchen Familien, 
die sich ein Eigenheim leisten können. 
Waigel will seine Vorschläge noch mit 
FDP und CDU abstimmen. Die frühe 
Verkündung seines Vorhabens soll 
wohl vor allem seinem Kabinettskolle­
gen Kanther im Februar bei den hessi­
schen Wahlen nützen.

Familienfeindlicher Steuertarif?
Die SPD hat gegen Waigels Steuertarif 
zur angeblichen Freistellung des „Exi­
stenzminimums“ schweres Geschütz 
aufgefahren. Ihr finanzpolitischer 
Sprecher Joachim Poß forderte Kohl 
auf, den von Waigel vorgelegten Thrif- 
entwurf zurückzuziehen. Der Steuerta­
rif sei nämlich „ehefeindlich** und ver­
stoße damit gegen den grundgesetzlich 
gebotenen Schutz der Familie. Poß hat 

ausgerechnet, daß z.B. eine Familie mit 
62000 DM zu versteuerndem Jahresein­
kommen steuerlich schlechter steht als 
ein nicht verheiratetes bzw. geschiede­
nes Paar. Man bedenke: Ein CSU-Fi- 
nanzminister begünstigt den Zerfall der 
Familie!

Schmiergeld nicht mehr gefördert?
Die von den Koalitionsparteien noch im 
letzten Jahr im Finanzausschuß bestä­
tigte steuerliche Anerkennung von 
Schmiergeldzahlungen bundesdeut­
scher Firmen kommt weiter unter 
Druck. Nachdem die SPD im letzten 
Jahr vergeblich versucht hatte, diese al­
te Regelung zu kippen — die Koalition 
hatte argumentiert, die Regelung sei für 
Exportgeschäfte unverzichtbar — hat 
nun auch der Ex-Weltbankdirekter Pe­
ter Eigen, inzwischen Chef einer welt­
weit tätigen Anti-Korruptions-Organi­
sation, ihre Aufhebung gefordert. Ex­
perten schätzten, daß inzwischen 20% 
bei Auslandsaufträgen in Wirklichkeit 
„Schmiergeld“ sei.' Diese „Spirale“ 
müsse gestoppt werden, forderte Eigen 
gegenüber der Presse.

Stoiber kontra Pflege
Der bayerische Ministerpräsident Stoi­
ber hat eine neuerliche Entlastung der 
Unternehmen für die Pflegeversiche­
rung gefordert. Die bisherige „Kompen­
sation“ über die Streichung eines Feier­
tages sei nicht ausreichend, weitere 
Streichungen von Feiertagen seien aber 
auch nicht möglich. Man müsse ernst­
haft über Mehrarbeit, Verzicht auf 
einen Urlaubstag oder andere Möglich­
keiten reden, forderte Stoiber in der 

Bild am Sonntag. Blüm (CDU) und 
Dressier (SPD) könnten schäumen wie 
sie wollten, die Kompensation „komme 
auf jeden Fall auf den Prüfstand“.

Streit um Beamtenpensionen
Die SPD-Ministerpräsidentin von 
Schleswig-Holstein, Simonis, hat eine 
Neuregelung bei den Beamtenpensio­
nen gefordert. Die ständig weiter wach­
senden Pensionszahlungen von Bund, 
Ländern und Kommunen seien bald 
nicht mehr finanzierbar. Simonis for­
derte, junge Beschäftigte im öffentli­
chen Dienst sollten künftig ebenso wie 
andere Beschäftigte Beiträge zur Ren­
tenversicherung zahlen. Außerdem soll­
ten die Möglichkeiten zur Frühverren­
tung begrenzt werden. Der Vorsitzende 
des Beamtenbundes, Hagedorn, hat die 
Forderungen von Simonis als verfas­
sungswidrig zurückgewiesen.

DIHT & Karstadt gegen Ladenschluß
Die großen Handelskonzeme wollen of­
fenbar einen neuen Vorstoß zur Locke­
rung des Ladenschlußgesetzes starten. 
Zum Jahreswechsel begann Karstadt- 
Chef Deuss mit der Forderung, die Öff­
nungszeiten im Einzelhandel werktags 
generell auf 20 Uhr zu verlängern (bis­
her gilt werktags mit Ausnahme Don­
nerstags 18.30 Uhr) und am Samstag auf 
18 Uhr auszudehnen. Dieser Forderung 
schloß sich inzwischen auch der Deut­
sche Industrie- und Handelstag an. 
Nachdem mit dem neuen Arbeit szeitge- 
setz weitere Schranken gegen Nacht­
arbeit in der Industrie gefallen sind, 
erwarten die Kapitalisten dieses Mal 
größere Erfolgsaussichten für ihr 

weiteres Deregulierungs-Programm.

Blüm und die Bautarife
Noch in dieser Woche will Arbeitsmini­
ster Blüm mit der IG Bau und den Un- 
temehmerverbänden der Bauwirt­
schaft über Mindestlöhne für auf deut­
schen Baustellen beschäftigte EU-Aus­
länder beraten, nachdem der Versuch, 
in der EU eine „Entsenderichtlinie“ für 
die Bezahlung und die Arbeitsbedin­
gungen von EU-Vertragsarbeitem im 
Ausland zu verabschieden, gescheitert 
ist. Die IG Bau verlangt, daß auf deut­
schen Baustellen für alle dort Beschäf­
tigten IG-Bau-Tarife gelten müssen und 
nicht etwa die Ihrife der Herkunftslän­
der der Vertragsarbeiter, wie zur Zeit. 
Das Handelsblatt vermutet, daß Blüm 
dieser Forderung nachgeben will, in­
dem er die Bau-Thrife für „allgemein­
verbindlich“ erklärt. Proteste von 
FDP-Graf Lambsdorff dagegen wies die 
IG Bau zurück: „Menschen sind keine 
Waren und deshalb werden wir Inseln 
fremden Rechts auf deutschem Boden 
nicht hinnehmen.“

Was kommt demnächst?
Am 13. Januar will der „Bund der 
Steuerzahler“ seine Kritik an Waigels 
Steuerkonzept zur Steuerbefreiung des 
Existenzminimums veröffentlichen. 
Am 14. Januar berät in Sachsen ein 
FDP-Landesparteitag über ihre weitere 
Politik nach dem Verlust aller Sitze iffi 
Landtag. In der Woche ab 16. Januai 
wird UN-Generalsekretär Boutrous 
Gali in Bonn erwartet. Ebenfalls am 16 
Januar nimmt der Bundestag seine Be 
ratungen wieder auf.
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Berlin 2. Januar: Besetzung der )FolgtdieSPD 
Dependance des Kriegsministeriums scharpmgs Kriegskurs?

BOSNIEN-EINSATZ-DEBATTE

Von Holger Paech und Matthias Mücke

Hierbei sollte nicht vergessen wer­
den, daß 1945 nicht ohne Grund der Ge­
neralstab der Wehrmacht durch die Al­
liierten aufgelöst wurde.

Was die Bundesregierung derzeit be­
treibt, ist die folgenreichste außenpoli­
tische Veränderung seit der Wiederauf­
rüstung der Bundesrepublik in den 50er 
Jahren. Die damals begonnene Remili­
tarisierung mündet heute in eine offen-. 
sive Umsetzung deutscher Interessens­
politik im Ausland. Der langjährigen 
Übung relativer Zurückhaltung folgt 
nun die erneute Demonstration deut­
scher Geltungssucht. Die erzwungene

Die Balkanpolitik der Bundesregie­
rung verlockt gewisse Teile der SPD 
zum Mitmachen, andere stößt sie ab.

Die Strategie der Regierung will die 
geschichtlich entstandene Hemm­
schwelle für die Militarisierung deut­
scher Balkanpolitik durch eine Folge 
kleiner Schritte überwinden. Elemente 
dieser Strategie waren bisher die Betei­
ligung an der Überwachung des Schiffs­
verkehrs in der Adria, die Beteiligung 
an der Überwachung des Flugverbotes, 
die schon zur Verstrickung in Kampf- . 
handlungen geführt hat, die Überwa-

Interessen“ abgestimmte Militärbünd­
nis- und Europapolitik. Diese Abschot­
tung nach außen soll gestützt werden 
durch eine gleichgeschaltete innen- und 
rechtspolitische Zusammenarbeit in­
nerhalb der EU in den Bereichen Aus­
länder-, Migrations-, Asyl- und Visapo­
litik. Ist die euro-atlantische Festung 
erst einmal errichtet, so können die „vi­
talen Interessen“ des Nordens beliebig |. chung des Schiffsverkehrs auf der Do- 
im Trik’ont umgesetzt werden.

Argwohn muß erregen, daß die Bun­
deswehrführung bei der Gestaltung der 
neuen deutschen Außenpolitik und ih­
rer eigenen Zukunftsaufgaben eine ak-

»

Bild:NDBerlin, 2. Januar 1995, Bendlerblock

Am 2. Januar 1995 haben mehrere 
Personen verschiedener Organisa­
tionen die Außenstelle des Bun­
desministeriums dei* Verteidigung im 

sogenannten Bendlerblock im Reich­
pietschufer in Berlin besetzt.

Der „Bendlerblock“, zukünftiger Sitz 
des Bundesverteidigungsministeriums, 
ist ein Symbol des deutschen Militaris­
mus. Dieses Gebäude war nicht nur der 
Ort des militärischen „Widerstandes 
des 20. Juli“, sondern dort wurden auch 
die Kriegsplanungen für den 2. Welt­
krieg getroffen. Das Oberkommando 
der Wehrmacht plante in diesem Gebäu­
de den furchtbar­
sten Vernichtungs­
feldzug in der Ge­
schichte der
Menschheit.

Die Entscheidung 
für die Adresse am 
Reichspietschufer 
als Sitz des Vertei­
digungsministe­

riums in Berlin er­
innert nicht zufäl­
lig an den deut­
schen Militarismus 
vor 1945, sondern 
steht für die Rück­
besinnung auf diese 
Traditionen in der 
Politik des „norma­
len“ Deutschlands. 
Mit unserer Aktion 
verweisen wir auf 
diese Parallelität 
und verleihen so
unserem Protest und Widerstand gegen 
die aggressive Kriegspolitik der Bun­
desrepublik Deutschland Ausdruck.

Erstmals seit dem Ende des 2. Welt­
krieges verfügt die Bundesrepublik 
Deutschland vom 1. Januar 1995 an wie­
der über ein „Führungszentrum der 
Bundeswehr“, das vom 1. April 1995 ab 
seine Arbeit aufnehmen wird. Durch 
diesen Generalstab unter anderem Na­
men wird Deutschland in die Lage ver­
setzt, künftige Kriegseinsätze der Bun­
deswehr eigenständig zu planen und 
durchzuführen. Bisher war die Bundes­
wehr durch die vollständige Einbin­
dung in die NATO-Befehlsstrukturen 
zu einer selbständigen Kriegsführung 
nicht fähig. Detailplanungen der klei­
neren Führungsstäbe in den Tbilstreit- 
kräften konnten bis dahin nur über die 
Kommandozentrale der NATO koordi­
niert werden. Bei dem ersten großen 
Einsatz der Bundeswehr außerhalb der 
NATO, der Somalia-Operation, hat sich 
das als problematisch erwiesen, weil es 
zu „Friktionen und Überlappungen“ 
zwischen den Tbilstreitkräften gekom­
mensei.

Die Aufgaben der Kommandozentra­
le auf der Hardthöhe sind explizit auf 
die Planungen von Kriegseinsätzen mit 
einer Beteiligung von mehr als 5000 
deutschen Soldaten festgelegt. Durch 
das Führungszentrum sichert sich Rühe 
nun den direkten Zugriff auf alle deut­
schen Tbilstreitkräfte bei nationalen 
Kriegseinsätzen der sogenannten „Kri­
senreaktionskräfte“ (KRK) auch außer­
halb der NATO. Und auch das politische 
Ziel ist klar formuliert: „... Deutsch­
land (muß) mit dieser Führungseinrich­
tung im Rahmen multinationaler Ein­
sätze die Aufgabe der ,lead nation* über­
nehmen können.“ (Generalinspekteur 
Naumann)

militärische Enthaltsamkeit paßt nicht 
mehr in das politische Selbstverständ­
nis der um die DDR erweiterten Bun­
desrepublik. In der neuen souveränen • wehrführung zunehmend in Frage ge- 
Großmacht wird die Bundeswehr als 
Instrument deutscher Machtprojektio­
nenwiederentdeckt.

In den letzten Jahren sind die deut­
schen Militärs auf einen extensiven Be­
griff von Sicherheit umgeschwenkt, der 
nationale Sicherheitsinteressen inter­
national definiert wissen will. Mit dem 
neu definierten und bereits ressortüber­
greifenden staatlichen Sicherheitsbe­
griff ergeben sich „Krisen“ schon bei 
Rohstoffknappheit, Störungen von 
Handelsstrukturen, Flüchtlingsbewe­
gungen, Einschränkungen der eigenen 
Interessen, religiösen Bedrohungssze­
narien, Unterbrechungen der geregel­
ten Entsorgung der Wohlstandsgesell­
schaft (Müll).

Das Grundgesetz in seiner jetzigen 
Fassung erlaubt keinen Einsatz der 
Bundeswehr außerhalb des NATO-Be- 
reiches. Dennoch haben die bisherigen 
Militäreinsätze in aller Welt dazu ge­
führt, daß die verfassungspolitischen 
Beschränkungen der Bundeswehr auf 
die Landes- und Bündnisverteidigung 
faktisch beendet ist. Die Verrechtli­
chung des schon Praktizierten im Nach­
hinein wird als Formalie gehandelt. 
Nicht die Verfassung ist die Norm, son­
dern deren außenpolitische Tauglich­
keit im Rahmen der neuen Weltord­
nung. Die Diskussion über die verfas­
sungsrechtlichen Interventionshemm­
nisse wird insofern nur unter dem Ge­
sichtspunkt ihrer baldmöglichsten Än­
derung und Zurichtung 
Erfordernisse geführt.

Neben der Schaffung 
Interventionsfähigkeit 
Bundesregierung eine auf ihre „vitalen

auf die neuen

der deutschen 
betreibt die

nau und die Mitwirkung bei der Errich­
tung der Polizei in Mostar.

Als nächstes spricht man vom Toma- 
doeinsatz zur Sicherung von Hilfsflü­
gen und von Beteiligung bei der Siche- 

tive Rolle über- | rung des Abzugs der UNO-Truppen. 
nimmt. Mit dem 
zweiten Golfkrieg 
ist innerhalb der 
Bundeswehrfüh- 
rüng eine Debatte 
über die Zukunft 
der Bundeswehr 
entbrannt, die da­
mals all das vor­
wegnahm, was heu­
te knapp vier Jahre I größten sei. Bis hierher mitfliegende 
später in der Öf­
fentlichkeit disku­
tiert wird. Unbe­
merkt von der Öf­
fentlichkeit fand in 
den Wehrmagazi­
nen eine Auseinan­
dersetzung zwi­
schen Reformern 
und Traditionali­
sten in der Genera­
lität statt, in der I rungsgedanken verlockt. Regierung 

sich die Traditionalisten durchsetzen heißt Macht, wer Macht sagt, muß auch 
konnten. Ein weiteres Indiz dafür, daß Machtmittel sagen. Wer sich Machtmit-
das Primat der Politik in der Bundes- I tel versagt, versagt sich die Regierungs­

fähigkeit. Eine besondere Variante des 
stellt wird, ist auch der Umstand, daß I Machtdenkens ist das ausgeuferte 
die Bildung des neuen Generalstabs auf Bündnisdenken. Jemand, z.B. Kroatien 
Forderungen hoher Offiziere im Jahre und Bosnien, hat in Abstimmung mit 
1992 zurückgeht. Die Diskussion um die der BRD gehandelt. Jetzt muß die BRD- 
Tbmadoeinsätze der Bundeswehr ver- Politik ihre Glaubwürdigkeit beweisen 
deutlicht, daß es sich dabei nicht nur um und bewaffnet für ihre Ratschläge ein- 
Planspiele handelt. Dahinter steht das 
bundesrepublikanische Interesse, unter 
dem Vorwand der Bündnistreue die mi­
litärischen Optionen auszuschöpfen, 
und nicht die Beendigung des Krieges, 
die Humanität oder der Schutz der Men­
schenrechte.

Die Aufhebung des Abschiebestopps 
für Deserteure und Kriegsflüchtlinge I geredet werden könne. Eine Beistands- 
auch aus dem früheren Jugoslawien Verpflichtung von Bundeswehrtruppen 
durch die Innenministerkonferenz Ende sei ohnehin nur in dem im Nato-Vertrag 
November in Magdeburg beweist viel- klar definierten Falle des Angriff auf 
mehr, daß an der Unterstützung von ein Mitgliedsland gegeben.
Menschen und Gruppen, die sich für Diese Position schränkt den Spiel- 
eine Beendigung des Krieges einsetzen, raum deutscher Außenpolitik ein, die 
kein Interesse von Seiten der deutschen angesprochenen Nachbarn könnten ihre 
Politik besteht. Legitimation nicht durch auswärtige

Militärmacht ersetzen, sie müßten die 
Holger Paech und Matthias Mücke sind Friedenseignung ihrer Politik erwägen. 
Mitarbeiter der „Kampagne gegen Die Auseinandersetzung in der SPD 
Wehrpflicht, Zwangsdienste und Mili- hat deswegen direkte Wirkung. Außen- 
tär“ in Berlin. politisch, weil die Zuverlässigkeit der

BRD als imperialistische Schutzmächt 
Hinweis: Zu dem im Tbxt angedeuteten lädiert wird, innenpolitisch, weil der 
Sachverhalt der Aufhebung des Ab- Regierung nicht erlaubt wird, ihre 
schiebestopps von Deserteuren und Kriegslust hinter angeblichen gesetzli- 
Kriegsflüchtlingen startet die „Kam- - - -
pagne ...“ in Kürze eine größere Infor- 
mations- und Medienkampagne. Auf­
takt ist eine Pressekonferenz gemein­
sam mit Vertreten von amnesty interna­
tional, Pro Asyl, Asyl in der Kirche, 
Neues Forum und von Abschiebung be­
drohten Flüchtlingen am 17. Januar in I zeption deutscher Außenpolitik nicht 
Berlin. I scheut. — (maf

Der Einsatz von Tornados würde auf 
unmittelbare Bekämpfung von Boden­
zielen hinauslaufen. Bodenziele wehren 
sich, auch Tornados sind verletzlich, 
vor allem bei einer Begleitaufgabe. Mi­
litärfachleute weisen darauf hin, daß, 
technisch gesehen, die Gefährdung der 
Hilfsflüge vor allem durch Artillerie-, 
ja sogar bloßes Maschinengewehrkreuz­
feuer in der Nähe der Flugplätze am

TDmados sind nicht unverwundbar, 
Verluste wären nicht unwahrschein­
lich. Die Sicherung des Abzuges der 
UNO würde auf eine Invasion hinaus­
laufen. Deutschland befände sich in 
einem verlustreichen Krieg.

Warum läßt sich Scharping auf die Re­
gierungspolitik ein? Warum versucht 
dieser SPD-Flügel, den Widerstand ge­
gen Militäreinsätze abzubauen ?

Scharping wird durch den Regie-

stehen. Sonst ist ihr Einfluß dahin.
Die Gegenposition, in der SPD-Spitze 

vor allem von Lafontaine vertreten, 
setzt deswegen sehr grundsätzlich an 
der verfrühten Anerkennung Slowe­
niens und Kroatiens an, seit der von 
einer einheitlichen Politik der westli­
chen Staatengemeinschaft nicht mehr

chen Zwängen zu verbergen.
Die spärlichen Meldungen über die 

SPD-Präsidiumssitzung am 9. Januar 
lassen erahnen, daß die SPD sich gegen 
die Verstrickung in die Kriegspolitik 
nur wehren kann, wenn und soweit sie 
die Auseinandersetzung um die Kon-

■' \
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Der Krieg Rußlands im Kaukasus ist blanke
Großmachtpolitik (Fortsetzung von Seite 1)

Am 11.8.1994 erklärte General Asla- 
chanow, Tschetschene, Professor 
an der Akademie des Innenmini­
steriums, daß „es in Rußland in der Tht 

Kräfte gibt, die sehr daran interessiert 
sind, das tschetschenische Pulverfaß 
explodieren zu lassen“. Präsident Jel­
zin müsse davon überzeugt werden, daß 
„der Brand im Kaukasus nur mit ent­
schlossenen Maßnahmen gelöscht wer­
den kann“. Hat sich der General, der als 
Intimfeind Dschochar
Dudajews gilt, als Hell­
seher betätigt oder wuß­
te er mehr?

Tschetschenien, das 
Land der Tschetschenen 
und Inguschen am Nord­
rand des Kaukasus, er­
klärte im November 1991 
im Rahmen einer allge­
meinen Volksabstim­
mung seine Unabhängig­
keit von der nach dem 
Zerfall der UdSSR neu 
entstandenen Russi­
schen Föderation. Als 
ehemalige Autonome So­
wjetrepublik mit etwa 
1,2 Millionen Einwoh­
nern, unter denen viele 
Russen leben, gehörte 
die Republik zum Zeit­
punkt der Durchführung 
der Volksabstimmung 
über die neue Verfassung 
Rußlands am 12. Dezem­
ber 1993 schon nicht 
mehr zu den „Subjek­
ten“ der Russischen Fö­
deration, obwohl sie 
noch im Kapitel 3, Arti­
kel 65 als solches be- 
nannt wird. Die Bevöl-
kerung Tschetscheniens beteiligte sich 
nicht an dieser Abstimmung.

Es vergingen drei Jahre, ehe die Rus­
sische Föderation auf diese Tatsache 
aufmerksam wurde.

Konfliktzone Kaukasus
Die russische Kolonisierung der kauka­
sischen Gebiete, in denen mehr als fünf­
zig verschiedene Völkerschaften und 
Bergvölker kaukasischer, tartarischer, 
indogermanischer und semitischer Her­
kunft mit mohammedanischer und grie­
chisch-katholischer Glaubensrichtung 
leben, benötigte Jahrhunderte. Ruß­
land gelang es erst im Jahre 1864/65, 
den Nordkaukasus zu unterwerfen. Da­
nach nutzten die kaukasischen Völker 
jede Möglichkeit, um sich von Rußland 
zu befreien. So während des türkisch­
russischen Krieges 1877, während des 
russisch-japanischen Krieges 1905 und 
nach dem Ersten Weltkrieg. Mit der 
Schaffung der Sowjetunion wurde der 
Versuch unternommen, die nationale 
Frage im Sinne des Selbstbestim­
mungsrechtes der Völker zu lösen. Je­
doch blieb das deklarierte Ziel unver­
wirklicht.

Auch die politische Rechte blieb nicht 
untätig. Unterstützt von Vertretern der 
panturanischen (großtürkischen) Bewe­
gung wurde beispielsweise im Mai 1940 
in Paris ein Vertrag zur Bildung einer 
„Kaukasischen Konföderation“ abge­
schlossen, die sich die Befreiung von der 
Sowjetunion zum Ziel gestellt hatte. 
Dieser Entwicklung folgte die Kollabo­
ration bestimmter, vor allem mit den 
Exilgruppen verbundener Kräfte mit 
den Faschisten und die Zwangsaussied-

lung der Tschetschenen durch Stalin.
Rußland kämpfte immer um den Zu­

gang zu den Dardanellen und zum Mit­
telmeer, um die Beherrschung des kau­
kasischen Erdöls und strebte danach, 
die Ausbreitung der Herrschaft des os­
manisch-türkischen Reiches abzuweh­
ren. Englische und französische Interes­
sen in diesem Raum sind geschichtlich 
hinlänglich bekannt. Das faschistische 
Deutschland unternahm alles, um Ver­

tretem der panturanischen Bewegung 
Hilfe zu gewähren und sie zur Unter­
stützung der Turkvölker in der Sowjet­
union aufzufordem. Die Schaffung 
eines Pufferstaates wurde in geheimen 
Gesprächen zwischen Deutschland und 
der Türkei konkret erwogen. Hitler hat­
te 1942 erklärt, daß der Kaukasus unter 
straffe Aufsicht genommen werden 
muß, um das dortige Erdöl zu besitzen.

Jüngste Geschichte — so der Afghani­
stan-Krieg und der Golfkrieg — belegt 
das starke Interesse westlicher Staaten 
an der gesamten Region.

So war und ist der Kaukasus Interes­
sen- und Konfliktgebiet. Der Zerfall der 
Sowjetunion belebte alle diese Erschei­
nungen und läßt sie in neuem Licht er­
scheinen.

Im Süden Rußlands, besonders in der 
kaukasischen Region, eskalieren die 
nationalen Konflikte. In Nagorny- 
Karabach, das für seinen Anschluß an 
Armenien seit 1988 kämpft, kamen in­
zwischen mehr als 15000 Menschen um. 
Offene militärische Auseinanderset­
zungen entstanden in Abchasien, aus 
dem 200000 Georgier vertrieben wur­
den. Inguschien führte bewaffnete Aus­
einandersetzungen mit Tschetschenien 
und Nord-Ossetien. In Georgien fanden 
blutige Auseinandersetzungen zwi­
schen rivalisierenden Gruppen statt. 
Umstürze und separatistische Bewe­
gungen entwickelten sich in Aserbaid­
schan, Armenien, Kabardino-Balka­
rien, Dagestan u.a. Die militante Ver­
einigung der „Konföderation kaukasi­
scher Völker“ agierte aktiv auf der Sei­
te der abchasischen Separatisten. In 
diesem riesigen Gebiet gibt es hundert­
tausende Flüchtlinge, große Teile der 
Konfliktgebiete sind stark vermint und

ständig können die Konflikte erneut 
ausbrechen.

Rußland in tiefer Krise
Im Rußland der postsowjetischen Zeit 
eskalieren die politischen Konflikte. 
Der Reformprozeß stößt auf ungeahnte 
Schwierigkeiten. Der zum obersten Re­
former gekürte Boris Jelzin hat nicht

zum ersten Male zur bewaffneten Aus­
einandersetzung wie im Oktober/No­
vember 1993 gegriffen, wenn das Re­
gime in eine neuerliche Krise steuerte. 
Es verschärfen sich die Verteilungs­
kämpfe um den Reichtum und die Res­
sourcen des Landes. Partikulare Inter­
essen, nationalistische und regionale 
Bestrebungen bis hin zu separatisti­
schen Bewegungen charakterisieren die 
gegenwärtige Entwicklung. Die Priva­
tisierung (oder Prichwatisazia = „sich 
unter den Nagel reißen“) des ungeheu­
ren Staatseigentums hat alle Fesseln 
gelöst und den Kampf um den Zugang 
zu ihm zum Kem des gesamten Trans­
formationsprozesses gemacht.

Am 20.12.94 schreibt die Finansowye 
Iswestija: „Der Krieg in Tschetschenien 
zeigt die tiefe Krise, in der sich der rus­
sische Staatskapitalismus befindet ... 
Die Exekutive weiß nicht, was weiter 
zu tun ist ... Sie versucht, mit Hilfe 
eines militärisch-administrativen 
Kommandoregimes die Lage in den 
Griff zu bekommen.“ Politische Beob­
achter befürchten, daß vorhandene de­
mokratische Ansätze ausgeschaltet 
werden, und sehen die Gefahr eines Put- 
sches. Der Vertreter der liberal-demo­
kratischen Partei „Jabloko“, Jablinski, 
meint sogar, daß „es unsinnig ist, sich 
vor einem Putsch zu fürchten. Wir ha­
ben ihn ja schon.“

Zankapfel Tschetschenien
Die Rosszskaja Gaseta vom 22.12.94 
schreibt, daß die Grundlage der tsche­
tschenischen Ökonomie das Geschäft 
mit Erdöl ist. Das erkläre auch die Zu­
sammensetzung der Umgebung Duda-

jews. Der Führung des Landes schwebe 
die Schaffung eines Staates ähnlich den 
Arabischen Emiraten vor.

In Tschetschenien wurden jährlich 
durchschnittlich 18 Mio. Tonnen Erdöl 
gefördert. Das Land verfügt übermäch­
tige Erdölverarbeitungsbetriebe, die 
Erdöl aus Westsibirien verarbeiten. 
1991 lag die Verarbeitung bei 9000 bis 
10000 Tonnen eigenen und 15000 bis 
18000 Tonnen sibirischen Erdöls pro 

Ihg. Es bestand die ei-
genartige Situation, daß 
Tschetschenien Rußland 
niedrige Inlandspreise 
für das importierte Erd­
öl zahlte, nach außen 
aber seine Produkte zu 
Weltmarktpreisen ab­
setzte. Später wurde das 
Chaos ausgenutzt und 
die Zahlungen an Ruß­
land überhaupt einge­
stellt. 1992 beendete 
Rußland deshalb die Lie­
ferung sibirischen Erd­
öls. Es bleibt rätselhaft, 
wie das funktionierte.

Im Stadium des Zer­
falls der SU bildeten sich 
die ersten Gruppen einer 
halbkriminellen Welt. 
Das Erscheinen General 
Duda jews verstärkte 
den separatistischen 
Prozeß. Dudajew wurde 
von entsprechenden 
Kreisen begeistert auf­
genommen. Das eigenar­
tige tschetschenische 
Gemisch aus Nationalis­
mus, Schattenwirt­
schaft, wie sie sich in 
ganz Rußland ausbreite-

te, und offen kriminellen Elementen 
hatte seine Grundlage im gemeinsamen 
Interesse am Erdöl.

Tschetschenien hat sich bis an die 
Zähne bewaffnet. Nach Angaben des 
Generalstaatsanwaltes Tschetsche­
niens, Usman Imajew, stammt ein gro­
ßer Teil der Waffen von der russischen 
Armee, die sie beim fluchtartigen Ver­
lassen wegwarf. Er meint auch, daß an 
manchen Orten gewöhnliche Granaten 
neben solchen mit Atomsprengköpfen 
liegen. Der Waffenhandel entwickelte 
sich schwunghaft, und die Mehrheit dei 
tschetschenischen Bevölkerung hat ei­
gene Waffen erworben.

Neben Erdöl- und Waffenhandel 
scheint sich ein drittes Geschäft ent 
wickelt zu haben: Es wurden massen 
haft gefälschte Banknoten in Umlaul 
gebracht und nach Angaben der Mos 
kauer Presse für einige Milliardei 
Rubel gefälschte Bankavise verkauft 
Das Abfließen beträchtlichen Reich 
tums — an den eigenen loschen vorbe 
— erboste die Mächtigen um Jelzin, ins 
besondere die Erdöllobby, mehr um 
mehr.

In Tschetschenien versammelten s 
einige Tausend Söldner, die an ( 
Kämpfen in Afghanistan teilgenomm 
haben, und Freischärler aus den Balt 
sehen Republiken, Aserbaidschan, Ihi 
schikistan und anderen Konfliktgeb 
ten. Sie sind zumeist muselmanisch 
Herkunft und gehören der Partei ( 
„Islamischen Weges“ an. Als Organ 
tor betätigt sich die „Demokratiscl 
Wainach-Partei“, deren Führer Dscl 
char Dudajew ist. Beide Parteien wei 
ten ihre Aktionen auch auf Nachb; 
Staaten aus und rekrutierten dort fi 

Fortsetzung nächste Seite ol
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Fortsetzung von Seite 4:
Der Krieg Rußlands ...

Tschetschenien Freiwillige.
In Tschetschenien wurde zunehmend 

eine antirussische Stimmung geschürt. 
Mehr als 200000 Russen verließen das 
Land.

Dudajew und seine Machtelite sind 
durchaus keine Engel. Aber ein ganzes 
Volk, das Widerstand leistet, als krimi­
nelle Bande zu verunglimpfen und nie­
derzuschießen, ist gegen jede Vernunft.

Alte Rivalitäten werden 
neu verpackt
Alte Rivalitäten brechen wieder auf, 
der Kampf um die Neuverteilung hat 
begonnen und neue Feindbilder, wie 
das von der der okzidentalen Kultur 
feindlichen islamischen Kultur werden 
geboren. Nicht umsonst zitiert die russi­
sche Presse ausländische Stimmen, die 
aussagen, daß die Unabhängigkeit 
Tschetscheniens durch den Westen nicht 
anerkannt ist, wie z. B. eine Verlautba­
rung des Foreign Office Großbritan­
niens oder der Türkei, die zwar ihre Sor­
ge über die Entwicklung in Tschetsche­
nien ausdrückten, aber das russische 
Vorgehen guthießen.

Deutlich wird, daß trotz oder gerade 
im Rahmen der „Partnerschaft für den 
Frieden“ neue oder alte strategische 
Frontlinien errichtet werden. Rußland 
ist dabei, sich gegen den Widerstand des 
Westens — und/oder aber auch mit sei­
ner Hilfe da, wo der russische Bär 
seine Grenzen nach Süden zieht, wieder 
als Großmacht zu etablieren.

Im postsowjetischen Rußland hat der 
Zusammenbruch der bisher herrschen­
den Ideologie das Wiederaufleben neuer 
Ismen befördert. Politische Beobachter 
sehen einen scharfen Konflikt zwischen 
Vertretern des Okzidentalismus und 
des Eurasismus. Der Positionsverlust 
Gaidars als Vertreter der westorientier­
ten Linie der russischen Eliten in der 
Auseinandersetzung mit den um Präsi­
dent Jelzin gruppierten Kräften läßt 
den Schluß zu, daß großrussisch orien­
tierte Gruppen Oberhand gewinnen und 
eine eurasisch orientierte Gemeinschaft 
der westlichen Allianz entgegengestellt 
werden könnte. Kosyrew hat mit der 
Weigerung, die Kooperationspapiere 
mit der NATO zu unterzeichnen, einen 
Eklat während der jüngsten Herbstta­
gung der NATO in Brüssel ausgelöst. 
Allenfalls als NATO-Partner „hinzuge­
zogen“ zu werden, gilt wegen des, 
Selbstverständnisses als europäische 
Großmacht als nicht annehmbar. In 
Tschetschenien demonstriert Rußland 
sowohl seine Rolle als „Schutz“ gegen 
den sich ausweitenden Einfluß des Is­
lam als auch seine Eigenständigkeit als 
Großmacht im eurasischen Raum. Of­
fensichtlich will man im Kreml dem 
Westen mit einem „neuen realistischen 
Pragmatismus“ deutlich machen, daß 
man dessen Politik der Stärke und Be­
friedung ebenfalls beherrscht.

Gibt es Hoffnung in 
und für Rußland ?
Jelzin hat sich verkalkuliert, als er auf 
großrussischen Chauvinismus setzte. 
70% der Bevölkerung lehnen den Krieg 
in Tschetschenien und die brutale 
Machtpolitik ab. Im Volke scheint sich 
die Überzeugung zu verdichten, daß nur 
politische, gewaltfreie Mittel die russi­
sche Krise lösen können. Das ist auch 
die Position der linken Opposition und 
der Bürgerrechtsbewegungen.

Wolfgang Grabowski und Achim Wahl 
sind Mitarbeiter der AG Friedens- und 
internationale Politik beim Bundesvor­
stand der PDS.

„Der Weg zum Frieden in Tschetschenien“
Erklärung der Teilnehmer des Runden Tisches, Moskau, 18. Dezember 1994

Das Vorgehen Jelzins und seiner 
Administration in Tschetsche­
nien sowie im gesamten Nordkau­
kasus ist keine zufällige Episode. Das 

gesamte in Rußland entstandene Macht­
system greift immer mehr zu militäri­
scher Gewalt als einziger Methode zur 
Losung politischer Probleme.

Der hier gefaßte politische Entschluß 
ist eine ungeheuerliche Provokation 
gegen die Angehörigen der Streitkräfte 
und die gesamte russische Armee.

Wir sind uns einig in dem Streben, 
dem Blutvergießen in Tschetschenien 
ein Ende zu bereiten. Davon ausgehend 
fordern wir:

1. Die Kriegshandlungen in Tsche­
tschenien sind unverzüglich einzustel­
len, alle an den Verbrechen gegen die 
Zivilbevölkerung Schuldigen sind zu 
bestrafen.

2. Verhandlungen ohne Vorbedingun­
gen müssen auf höchster Ebene zwi­
schen der russischen und der tschetsche­
nischen Führung aufgenommen wer­
den, um einen für beide Seiten annehm­
baren Status Tschetscheniens auszu­
handeln, der duch eine Willensäuße­
rung des tschetschenischen Volkes end­
gültig zu bestimmen ist.

3 • Das Vorgehen der russischen Regie­
rung gegenüber Tschetschenien in den 
Jahren 1991 bis 1994 ist vom Parlament

Die Oktoberrevolution zur Nationalitätenfrage: 
„Deklaration der Rechte der Völker Rußlands“
„Die Oktoberrevolution der Arbeiter 
und Bauern hat unter dem allgemei­
nen Banner der Befreiung begonnen.

Befreit werden die Bauern von der 
Macht der Gutsbesitzer, denn es gibt 
kein gutsherrliches Eigentum an 
Grund und Boden mehr — es ist abge­
schafft. Befreit werden die Soldaten 
und Matrosen von der Macht der Za­
rengenerale, denn die Generale wer­
den von nun an wählbar und absetzbar 
sein. Befreit werden die Arbeiter von 
den Launen und der Willkür der Kapi­
talisten, denn von nun an wird die 
Kontrolle der Arbeiter über die Werke 
und Fabriken eingeführt. Alles Leben­
dige und Lebensfähige wird von den 
verhaßten Fesseln befreit.

Es bleiben nur die Völker Rußlands, • 
welche Unterdrückung und Willkür 
erduldeten und erdulden, an deren Be­
freiung unverzüglich geschritten wer­
den muß, deren Befreiung entschieden 
und unwiderruflich durchgeführt wer­
den muß.

In der Epoche des Zarismus wurden 
die Völker Rußlands systematisch ge­
geneinander aufgehetzt. Die Ergebnis­
se dieser Politik sind bekannt: Gemet­
zel und Pogrome auf der einen Seite; 
Sklaverei der Völker — auf der ande­
ren Seite.

Für diese schmachvolle Politik der 
Aufhetzung der Völker gegeneinander 
gibt es keine Wiederkehr und darf es 
auch nicht geben. Von nun an soll sie 
ersetzt werden durch die Politik des 
freiwilligen und ehrlichen Bündnisses 
der Völker Rußlands. 

und den Justizbehörden zu untersuchen, 
die Staatsbeamten, die am Entstehen 
der gegenwärtigen Krise die Schuld tra­
gen, sind zur Verantwortung zu ziehen.

4. Es ist eine Verfassungs- und Rechts­
reform durchzuführen, die die Bürger 
vor der Willkür des Regimes der persön­
lichen Macht schützt.

5. Im Parlament ist die Frage nach 
einer Machtenthebung des Präsidenten 
zu stellen, falls die Kriegshandlungen 
fortgesetzt werden.

Wir sind überzeugt, daß diejenigen, 
die das Recht in Rußland ständig mit 
Füßen treten sowie die Rechte aller 
Bürger und Völker Rußlands verletzen, 
nicht imstande sind, die verfassungs­
mäßige Ordnung in Tschetschenien wie­
derherzustellen. \

Wir fordern:

— von den Soldaten und Offizieren der 
russischen Armee, die verbrecheri­
schen und rechtswidrigen Befehle 
nicht auszuführen;

— von Juristen und der Öffentlichkeit, 
den Militärangehörigen zu helfen 
und sie zu schützen, die sich weigern, 
derartige Befehle auszuführen;

— alle Mitarbeiter des Machtappara­
tes, die mit der verbrecherischen Po­
litik im Nordkaukasus nicht einver­
standen sind, mit Wort und Tat eine

In der Periode des Imperialismus, 
nach'der Februarrevolution, als die 
Macht an die kadettische Bourgeoisie 
übergegangen war, trat an die Stelle 
der unverhüllten Verhetzungspolitik 
eine Politik des feigen Mißtrauens zu 
den Völkern Rußlands, eine Politik 
der Schikanen und Provokationen, die 
verhüllt wurde durch Lippenbekennt­
nisse zur „Freiheit“ und „Gleichheit“ 
der Völker. Die Ergebnisse dieser Po­
litik sind bekannt: Zunahme des na­
tionalen Haders, Untergrabung des 
gegenseitigen Vertrauens.

Dieser unwürdigen Politik der Lüge 
und des Mißtrauens, der Schikanen 
und der Provokationen muß ein Ende 
gemacht werden. Von nun an soll sie 
ersetzt werden durch eine offene und 
ehrliche Politik, die zu vollem gegen­
seitigen Vertrauen der Völker Ruß­
lands führen wird.

Nur durch ein solches Vertrauen 
kann ein ehrlicher und fester Bund der 
Völker Rußlands zustande kommen.

Nur durch einen solchen Bund kön­
nen die Arbeiter und Bauern der Völ­
ker Rußlands zu einer einzigen revolu­
tionären Kräft zusammengeschweißt 
werden, fähig, allen Anschlägen der 
imperialistischen, annexionistischen 
Bourgeoisie zu widerstehen.

Von diesen Grundsätzen ausgehend, 
hat der Erste Sowjetkongreß im Juni 
dieses Jahres das Recht der Völker 
Rußlands auf freie Selbstbestimmung 
verkündet.

Der Zweite Sowjetkongreß im Okto­
ber dieses Jahres hat dieses unveräu­

Haltung bewußter Staatsbürger ein­
zunehmen;

— die gesellschaftlichen und politi­
schen Organisationen sowie die Bür­
ger auf, Versammlungen und andere 
Aktionen des friedlichen Protests 
gegen den Krieg zu organisieren.

Um die Anstrengungen der Verfechter 
einer demokratischen Lösung der poli­
tischen Krise, die sich im Konflikt im 
Tschetschenien zeigt, zu vereinen, ha­
ben die Endesunterzeichneten beschlos­
sen, ein Koordinierungskomitee gegen 
den Krieg zu gründen.

Unterschriften:

Boris Slawin, Professor, Mitglied des 
Zentralexekutivkomitees der Kommu­
nistischen Partei der Russischen Föde­
ration,
W. W. Kogan-Jasny, Vorsitzender des 
Vorstands der gesellschftlichen Ver­
einigung „Recht auf Leben und Men­
schenwürde“, Mitglied des Rates der 
Menschenrechtsorganisation „Memo­
rial“
Alexander Busgalin, Professor, Mit­
glied des Organisationskomitees des 
Bunder der Internationalisten, 
Vertreter der Sozialistischen Partei der 
Werktätigen, der Russischen Partei der 
Kommunisten, weiterer Jugend- und 
Menschenrechtsorganisationen, der 
Bewegung für Demokratie und Men­
schenrechte in Rußland.

ßerliche Recht der Völker Rußlands 
mit größerer Entschiedenheit und Be­
stimmtheit bestätigt.

In Ausführung des Willens dieser 
Kongresse hat der Rat der Volkskom­
missare beschlossen, seiner Tätigkeit 
in der Frage der Nationalitäten Ruß­
lands folgende Prinzipien zugrunde zu 
legen:
1. Gleichheit und Souveränität der 
Völker Rußlands.
2. Das Recht der Völker Rußlands auf 
freie Selbstbestimmung bis zur Los­
trennung und Bildung eines selbstän­
digen Staates.
3. Abschaffung aller und jeglicher na­
tionalen und national-religiösen Pri­
vilegien und Beschränkungen.
4. Freie Entwicklung der nationalen 
Minderheiten und ethnographischen 
Gruppen, die das Territorium Ruß­
lands bevölkern.
Die sich daraus ergebenden konkreten 
Dekrete werden sofort nach Bildung 
der Kommission für Angelegenheiten 
der Nationalitäten ausgearbeitet wer­
den.

Im Namen der Russischen Republik.

Der Volkskommissar für Angelegen­
heiten der Nationalitäten, Josef Dshu- 
gaschwili-Stalin.

Der Vorsitzende des Rats der Volks­
kommissare, W. Uljanow (Lenin)“

Das Dekret wurde am 2. bzw. 15. No­
vember 1917 unterzeichnet.
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Zur Situation 
in Nordirland
Interview mit Cathal Crumley, Abgeordnete 
der Sinn Fein im Stadtrat von Derry

□ Wie schätzt Ihr die aktuelle Situation und die 
Möglichkeiten des Verhandlungsprozesses 
ein?

Zum ersten Mal seit der Teilung Irlands 
wird eine offizielle Sinn Fein-Delega­
tion die britische Regierung treffen. Wir 
sind also an einem möglicherweise äu­
ßerst historischen Augenblick ange­
langt. Die Entscheidung der IRA vom
31.8.94 könnte so unter Umständen die
Dyriamik entfachen, die notwendig ist, 
um die politische Landschaft in Irland 
dauerhaft zu verändern.

Es ist wahr, daß Republikaner und 
Nationalisten die neue Situation mit 
einer Skepsis und politischer Vorsicht 
einschätzen; dennoch gehen wir mit 
Vertrauen und Optimismus in die Zu­
kunft. Wenn wir nun an einem Punkt 
sind, an dem bedeutende Entwicklun­
gen in einem wirklichen Prozeß aller 
am Konflikt Beteiligten möglich sind, 
dann müssen wir nicht nur optimi­
stisch, sondern flexibel und einfalls­
reich sein, um einen dauerhaften Frie­
den und eine Übereinkunft des irischen 
Volkes zu erreichen — eine Überein­
kunft, die all unsere communities aus 
dem Konflikt und Krieg reißen kann, 
die nach vorne gewandt ist und zur Ein­
heit unseres Volkes ohne Begünstigun­
gen oder politische Vetos führen kann.

Während die Verhandlungen mit der 
britischen Regierung in diesen lägen 
beginnen sollen, sind wir uns noch nicht 
klar darüber, wie sie vorangehen wer­
den. Kürzlich signalisierte John Major 
erstmals Anzeichen von Bewegung auf 
Seiten der britischen Regierung. Wir 
begrüßen eine flexiblere Haltung der 
britischen Regierung. Natürlich ist 
klar, daß die Ernsthaftigkeit all dessen 
scharf geprüft werden muß.

Sie haben sich in den letzten drei Mo­
naten flau bewegt, und auch im Lichte 
des Beschlusses der Loyalisten, eben­
falls den bewaffneten Kampf einzustel­
len, hat sich bei den britischen und loya- 
listischen Truppen, eingeschlossen die 
RUC, nicht viel getan in Richtung wirk­
licher Demilitarisierung. Sie behalten 
die größte bewaffnete Kraft in den Six 
Counties, und es fällt den Nationalisten 
schwer, insoweit einen substantiellen 
Wandel zu erblicken. Es gibt nach wie 
vor eine 30000 Mann starke Armee von 
Briten und RUC, und der Großteil ihres 
militärischen Apparates ist in voller 
Funktionstüchtigkeit. Insofern zögert 
aus unserer Sicht die britische Seite, 
und sie müßte sich mehr bewegen, und 
zwar eher bald als später.

Die historische Chance, die Albert 
Reynolds beschrieb als die beste Aus­
sicht auf Frieden seit 70 Jahren (seit der 
Teilung), kann und darf nicht wegen 
britischem Unwillen preisgegeben wer­
den. Jeder am Prozeß Beteiligte hat sich 
viel bewegt, was Risikobereitschaft 
und Flexibilität anbetrifft, und so 
bleibt die Verantwortung Großbritan­
niens, diesen Prozeß zu befördern. Es 
reicht nicht aus, wenn sie die Rolle des 
selbstgefälligen Betrachters einneh­
men, der alles Schlechte in Irland an­
mahnt. Ihre Führer verhalten sich, als 
ob sie völlig unbeteiligt am Konflikt 
sind und keine andere Rolle besitzen, 
als den Status Quo auf recht zuerhalten.

Wir sind der Überzeugung, daß Groß­
britannien der Hauptgrund des irischen 
Konfliktes war und ist, und sie haben zu 
akzeptieren, daß ihre historische und 
aktuelle Rolle in den irischen Angele­
genheiten undemokratisch und Ursache 
des Konfliktes ist. Sie haben die Ver­
antwortung, sich an einer vollständigen 
und dauerhaften politischen Überein­
kunft in Irland zu beteiligen, frei von 
jeder Einmischung, die in der Vergan-
genheit den Konflikt und Krieg genährt 
hat.

□ Welches sind Eure Mindestforderungen in 
den anstehenden Verhandlungen?

In alle Verhandlungen wird Sinn Fein 
mit der Absicht gehen, die britische Rol­
le in unserem Land zu beenden. Unser 
Parteivorsitzender unterstrich im Sep­
tember in Dublin drei Bereiche, in de­
nen der Friedensprozeß in einer Weise 
konsolidiert werden kann, die dem Aus­
maß der IRA-Initiative entspricht.

Diese Bereiche sind: 1. Verfassungs­
mäßiger und politischer Wandel, 2. De­
mokratische Rechte und 3. Demilitari­
sierung. Ich würde eine vierte Anforde­
rung aufstellen: die Beseitigung der hi­
storischen Ursachen des Konfliktes.

Die Festigkeit eines verfassungsmä­
ßigen und politischen Wandels würde 
das Ende der Teilung bedeuten. 70 Jahre 
Konflikt haben gezeigt, daß die Tbilung 
ein Fehlschlag war und ihre Aufhebung 
lebenswichtig für eine dauerhafte Lö­
sung ist.

Die demokratische Legitimation Sinn 
Feins muß anerkannt werden. In den 
Jahren, in denen die britische Regie­
rung unsere Legitimation ignorierte, 
versuchte sie, unsere gewählten Abge­
ordneten durch Zensur mundtot zu 
machen und uns sonst jeder Möglichkeit 
zu berauben, unsere Wähler zu vertre­
ten (und dann behaupten sie, wir wären 
nicht demokratisch!).

Die Demilitarisierung muß voran­
kommen. Es sind derzeit 30 000 Soldaten 
und Polizisten auf unseren Straßen. 
Seit dem Waffenstillstand konnten wir 
nur kosmetische Veränderungen erken­
nen. In einigen Gegenden wurden die 
Truppen angewiesen, in ihren Baracken 
zu bleiben; aber sie sind immer noch da. 
In einigen Gegenden gehen RUC-Pa- 
trouillen unbegleitet von Truppen, aber 
sie fahren weiter republikanische Ge­
genden in ihren gepanzerten und mit 
MG’s ausgestatteten Fahrzeugen ab. All 
die Kriegsumstände sind genauso er­
drückend wir vorher, nur zum Tbil nicht 
so sichtbar. Die Änderungen sind kos­
metischer Natur. Niemand sieht sie als 
Beginn der notwendigen Demilitarisie­
rung.

Schließlich müssen die historischen 
Ursachen des Konflikts beseitigt wer­
den. Die unionistische Herrschaft über 
die Angelegenheiten in den Six Coun­
ties und ihre Entscheidungsmacht, was 
passieren soll und was nicht, muß ver­
schwinden. Ohne britische Garantien 
wird sie verschwinden. Die Diskrimi­
nierung aufgrund des Glaubens muß er­
setzt werden durch gleiche Möglichkei­
ten für alle, unbesehen ihrer Religion, 
ihres Geschlechtes und ihrer Rasse.

Auch die Geisteshaltungen müssen

sich verändern. Mißgunst und Haß wer­
den keinen Raum im neuen Irland ha­
ben, das tolerant gegenüber allen unter­
schiedlichen Überzeugungen und Le­
bensstilen sein wird.

□ Wie ist Eure Haltung zur britischen Forde­
rung nach endgültiger Niederlegung der 
Waffen?

Was jetzt gefordert ist, ist die Vertrei­
bung der Gewehre aus der irischen Poli­
tik, jetzt und für immer. Die britische 
Regierung hat den falschen Zustand mit 
Gewalt geschaffen und aufrechterhal­
ten. Natürlich muß es ein Ende aller 
bewaffneten Aktivitäten geben.

Es ist zu betonen, daß die IRA nicht 
kapituliert, sondern einen Waffenstill­
stand erklärt hat. Die Loyalisten folg­
ten und erklärten einen Waffenstill­
stand. Nur die britische Regierung und 
ihre Polizeitruppe, die RUC, erklärte 
keinen Waffenstillstand, geschweige 
denn, daß sie ihre Gewehre abgegeben 
hätten. Alle Konfliktparteien müssen 
ihre Gewehre abgeben und sich dann be­
reitfinden, an dem Friedensprozeß teil­
zunehmen.

□ Was hat sich seit der Waffenstillstandserklä­
rung der IRA in den Six Counties konkret ver­
ändert?

Es gab, wie gesagt, nur kosmetische 
Veränderungen. Da haben einige Ent­
spannungen im Kriegsapparat stattge­
funden, so sind die Kontrollpunkte 
(zwischen der Republik und den Six 
Counties) geöffnet worden; sie sind al­
lerdings immer noch mit Truppen be­
setzt. In einigen Städten sind die Trup­
pen abgezogen worden, und in Newry 
sind hohe Wälle zum Schutz gegen At­
tacken von Loyalisten gebaut worden.

Aber dies ist nur ein kleiner Trost für 
die Leute, deren Häuser weiter überfal­
len werden, oder für die, die weiterhin 
gesucht und verhaftet werden. Die Leu­
te, die in Derry in der Nähe des Rose- 
mont-Turms leben, werden weiterhin 
belästigt durch die Truppen, die in ihre 
Häuser spähen und sie nachts auch 
durchgehend beleuchten. Die politi­
schen Gefangenen bleiben eingesperrt.

Die wichtige Änderung, die es gege­
ben hat, ist die politische. Die IRA-Ent- 
scheidung schuf Raum für möglichen 
Schwung bei den Verhandlungen über 
die Zukunft.

Wenn diese Periode später betrachtet 
werden wird, dann wird anerkannt 
sein, daß die IRA-Entscheidung die 
Dynamik für Verhandlungen und mög­
lichen Frieden geschaffen hat.

□ Welches langfristige Ziel verfolgt ihr bezüg­
lich des Konfliktes, und auf welche Kräfte in 

den Six Counties und der Republik IM 
wollt Ihr Euch dabei stützen?

Unser Fernziel ist die irische Einheit. 
Teile dessen sind Selbstbestimmung 
des irischen Volkes und die bekannte 
demokratische Option: Die Mehrheit 
des irischen Volkes der ganzen Insel 
muß ihr Recht auf nationale Selbstbe­
stimmung ausüben. Alle politischen 
Parteien haben die Möglichkeit, ein 
neues Irland zu schaffen, das zur Ein­
heit des Volkes finden kann. Dies wird 
natürlich kein leicht zu erreichendes 
Ziel, aber es ist notwendig für einen 
dauerhaften Frieden.

Die britische Regierung spielt dabei 
eine große Rolle und muß die Unioni­
sten überzeugen, daß ein einiges, demo­
kratisches Irland die Zukunft ist. Jede 
andere Option geht fehl. Dauerhafter 
Frieden kann nur erreicht werden, 
wenn dem Volk auf der ganzen Insel das 
Recht zur Ausübung der Selbstbestim­
mung gegeben ist. Alle Parteien im Nor­
den wie im Süden spielen dabei eine 
wichtige Rolle.

□ Ihr wollt ein sozialistisches Irland. Welche 
Kriterien erachtet Ihr als dafür wesentlich, 
gibt es Diskussionen um Folgerungen aus 
dem Ergehen des „Realsozialismus“?

Sinn Fein’s Gedanken bezüglich dieser 
ganzen Frage hat 1978 unser Parteivor- 
.sitzender formuliert. In dem Papier ver­
suchte Gerry Adams, sich mit den My­
then und Fehlkonstruktionen auf die­
sem Gebiet zu befassen. Zu jener Zeit 
machte Adams klar, daß Sinn Fein auf­
gefordert ist, eine demokratische, sozia­
listische Republik Irland zu schaffen. 
Er sah dem normalen politischen Kon­
flikt zwischen Kapitalismus und Sozia­
lismus entgegen, der nach dem Ende der 
Tbilung anstehen wird. Er betonte, daß 
Sinn Fein in der ersten Reihe derer ste­
hen wird, die eine breite, linke Bewe­
gung aufbauen werden, die fähig ist, 
den Konservatismus und die Rechte zu 
schlagen und eine wirkliche sozialisti­
sche Alternative zum Status Quo zu 
schaffen. Sinn Fein strebt keine Revo­
lution nach nicaraguanischer oder ku­
banischer Art an. Wir haben immer alle 
Modelle betrachtet und analysiert; An­
strengungen wurden unternommen, 
diese Kämpfe in irischen Kontext zu 
bringen. Sinn Fein ist sich bewußt, daß 
globale Veränderungen stattfinden, 
und will Bedingungen schaffen für eine 
neue Vorstellung davon, was Sozialis­
mus ist.

Das Interview mit Cathal Crumley 
führte uga am 5. Dezember 1994. Aus 
Platzgründen kann der Beitrag erst 
dieser Ausgabe erscheinen.
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Türkei: Giftiges Gold Eine geplante Cyanidlaugerei vergiftet den 
Bauern Wasser und Boden aus: akin/Wien

Etwa 85% des Weltproduktion von 
Gold (1992: 2200 Tannen) wird für 
Schmuck verwendet. Doch der gol­
dene Luxus kann die Zukunft vergiften, 

wenn das edle Metall in großen Tage­
bauen mittels Natriumzyanid (NaCN) 
aus dem Erz herausgelaugt wird. NaCN 
ist wie Zyankali ein Salz der Blausäure. 
Die tödliche Dosis der Substanz für 
Menschen (bei Einnahme durch den 
Mund) liegt unter einem halben Gramm.

Dieses Verfahren, das hierzulande 
keine Chance mehr hätte, genehmigt zu 
werden, wird aber anderswo noch gerne 
angewandt. Unter anderem in Peru und 
in der Türkei.

Das Dorf Kücükdere liegt auf einem 
Hügel mit weitem Blick über die Bucht 
von Edremit an der türkischen Ägäis­
küste. Die Küste ist bekannt für ihre 
Schönheit und ein beliebtes Touristen­
gebiet. Die Hänge und Täler sind be­
standen mit Millionen Olivenbäumen. 
Seit Jahrtausenden werden die Oliven­
bäume hier von den örtlichen Bauern 
gepflanzt und gepflegt. Etwa tausend 
Menschen leben in Kücükdere vom Oli­
venanbau.

Die Lebensgrundlage dieser Men­
schen — und vieler anderer in der Ge­
gend — wird durch ein Goldminenpro­
jekt bedroht, das von einem internatio­
nalen Firmenkonsortium vorangetrie­
ben wird. Dazu wurden in der Türkei 
zwei Tochterfirmen gegründet — Tü- 
prag und Eurogold. Während die Tü- 
prag ihre Bergbauarbeiten in Kücükde­
re beginnen will, hat Eurogold (hinter 
der die Dresdner Bank steht) als ersten 
Schürfort Ovacik ausgewählt inmitten 
der Ruinen des antiken Pergamon — 
heute Bergama.

Um das Goldminenprojekt in Gang zu 
bringen, müßten Hunderttausende von 
Olivenbäumen gefällt werden. Die 
fruchtbare und wasserreiche Bodenkru­
me würde abgebaggert, Hügel würden 
abgetragen und offene Gruben ausge­
hoben (in Kücükdere auf etwa 50 ha).

Tüprag plant die jährliche Verwen­
dung von 122,5 Tonnen NaCN, um damit 
250000t Gestein im Jahr zu zersetzen. 
Der hochgiftige Abfall soll in offene 
„Sondermülldeponien“ gebracht wer­
den, die auf weiteren 20 ha geplant sind. 
Internationale Experten haben schwer­

wiegende Bedenken angemeldet. Das 
Gebiet ist erdbebengefährdet. Doch 
selbst unter den gegebenen normalen 
Umständen können die Giftstoffe in 
den Sondermülldeponien nicht unter 
Kontrolle gehalten werden. Es droht 
ein Einsickem ins Grundwasser mit 
verheerenden Folgen für die Bevölke­
rung von Bergama und Kücükdere, ihr 
Trinkwasser und ihre Landwirtschaft. 
Die Lagerung der Rückstände wird dar­
über hinaus zu erheblicher Luftver­
schmutzung führen. Und dabei sind 
Pergamon und Kücükdere nur die Spit­
ze des Eisbergs. Das Konsortium sucht 
zur Zeit an 60 Stellen an der ganzen 
Agäisküste zwischen Troja und Izmir 
nach Gold. Die beantragte Lizenz für 
die Türkei betrifft insgesamt 9800 ha. 
Die Durchführung dieser Projekte wür­
de schwerwiegende Konsequenzen ha­
ben für die Bauern der Region, sie wür­
de zu massivem Verlust der Bodenkru­
me führen, den Tourismus schädigen 
und Hunderttausende Menschen bedro­
hen. Zukünftigen Generationen würde 
eine aufgerissene und vergiftete Küste 
hinterlassen.

Die Bevölkerung von Bergama, Kü­
cükdere und dem betroffenen Gebiet 
einschließlich der nahen griechischen 
Insel Lesbos haben sich gegen die 
Durchführung der Projekte ausgespro­
chen. Alle betroffenen Ministerien der 
türkischen Regierung haben dem Pro­
jekt inzwischen zugestimmt — mit Aus­
nahme des Umweltministers, dessen 
Entscheidung in Kürze erwartet wird. 
FIAN ist sehr besorgt über diesen dro­
henden Verstoß gegen die wirtschaftli­
chen und sozialen Menschenrechte von 
Kücükdere, Bergama und den anderen 
betroffenen Gemeinden. Noch besteht 
eine Chance, das Projekt zu stoppen — 
eine internationale Eilaktion kann da­
zu beitragen und muß deshalb umge­
hend in die Wege geleitet werden.

Die Menschenrechtsgruppe FIAN („Für 
das Menschenrecht sich zu ernähren“) 
bittet um Protestbiefe an den Umwelt­
minister Mr. R. Akcali, Cevre Bakanli- 
gi, Eskisehir Yolu, 8. KM Ankara, Tür­
kei, Fax: 090-3122852742

— (FIAN/akin, Wien, über CL-Netz)

Landesweite Proteste gegen Privatisierung
An dem Aktionstag gegen die Politik der Qiller-Regierung beteiligten sich Zehntausende

Nach mehreren örtlichen Aktionen 
riefen die Gewerkschaften der 
Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes für den 20. Dezember 1994 zur 

landesweiten Arbeitsniederlegung auf. 
Der Protest richtete sich gegen die Pri­
vatisierung und Massenentlassungen, 
gegen die Qiller-Sparbeschlüsse vom 5. 
April, gegen den Reallohnabbau (für 
1995 sind Lohnerhöhungen von 22,5 Pro­
zent für den öffentlichen Dienst vorge­
sehen, die Inflationsrate liegt bei 150%) 
und gegen die Verweigerung von Ge­
werkschaftsrechten. Die Beteiligung 
am Aktionstag war hoch, auch in eini­
gen Städten Kurdistans, wo Streiks 
u.ä. Aktionen durch den Ausnahmezu­
stand kriminalisiert werden, war sie 
sehr hoch. Für Februar sind drei läge 
Arbeitsniederlegung geplant, wenn der 
Entwurf des Gewerkschaftsgesetzes 
nicht im Januar angenommen wird.

Türkei:
In Ankara beteiligten sich 90 Prozent 

der Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst an der Arbeitsniederlegung. Bei 
verschiedenen Kundgebungen wurden 
kurdische Tänze und Musik gespielt.

In Istanbul beteiligten sich hundert­
tausende an der Arbeitsniederlegung. 
Die Schulen blieben geschlossen, Flüge 
wurden abgesagt und der öffentliche 
Verkehr stand still. Es gab mehrere 
Demonstrationen und Kundgebungen. 
15 Leute wurden festgenommen.

In Budur kamen 4000 Menschen zur 
Kundgebung. Sie legten eine Schweige­
minute ein für die „Märtyrer, die für die 
Freiheit und Unabhängigkeit“ gefallen 
sind, und verurteilten die Bombenan­
schläge auf Özgür Ülke.

In Rize kamen 1000 Angestellte aus 
dem Erziehungs- und Gesundheitswe­
sen zu einer Kundgebung.

In Samsun gingen 8000 Beschäftigte 
aus dem Erziehungswesen zum kollek­
tiven Arztbesuch.

In Izmir zogen nach mehreren Auf­
taktkundgebungen -an verschiedenen 

Plätzen über 20000 Menschen vors Gou- 
vemeursamt. Die Finanzbeamten 
streikten auch am nächsten Thg. 25000 
Menschen kamen zu einer Kundgebung, 
bei der die Rücknahme der Zwangsver­
setzung von 40 Beamten wegen gewerk­
schaftlicher Aktivitäten gefordert wur­
de. Die Kundgebungsteilnehmer de­
monstrierten auch für die Freundschaft 
zwischen dem kurdischen und dem tür­
kischen Volk.

In Adana wurde die Kundgebung ver­
boten, mit Transparenten marschieren­
de Demonstranten wurden von der Poli­
zei angegriffen. Bei einer Versammlung 
von 200 Beamten des Finanzamts wur­
den 30 Leute von der Polizei zusammen­
geschlagen und festgenommen. Bei 
einer Pressekonferenz in einem Park im 
Stadtzentrum wurde ein Gewerkschaf­
ter fest genommen. 50 Leute versuchten, 
den Redner zu schützen, es kam zu Aus­
einandersetzungen mit der Polizei. Vor 
dem Krankenhaus versammelten sich 
500 Mitarbeiterinnen zu einer Kundge­

Protest­
kundge­
bung am 
20. De­
zember 
in Anka­
ra für ge- 
werk- 
schaftli- 
che 
Rechte, 
gegen 
die Qil- 
ler-Re- 
gierung. 
Bild aus: 
„Özgür 
Ülke“

bung. In Mersin kamen 7000 Menschen 
zu einer Demonstration im Stadtzen­
trum. 15 Studenten wurden in Mersin 
fest genommen.

Kurdistan:
In Antep beteiligten sich 4000 Beschäf­
tigte des öffentlichen Dienstes an einer 
Kundgebung für Gewerkschaftsrechte.

In Diyarbakir beteiligten sich trotz 
Drohungen des Kolonialgouvemeurs 
mit Verfolgung 100 Prozent der Be­
schäftigten des öffentlichen Dienstes an 
der Arbeitsniederlegung. Vor dem gro­
ßen Postamt fand eine Kundgebung 
statt und es wurden mehrere kleine 
Demonstrationen zur Gewerkschaft­
zentrale durchgeführt. Die staatlichen 
Sicherheitskräfte lauerten mit Flam­
menwerfern und Rauchbomben vor 
dem großen Postamt.

Quelle: „Özgür Ülke“ vom 22.12. und
23.12.94 — (K., aus: Kurdistan-Rund­
brief 1 / 95)
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Lokalradiokommerz — 
Abenddämmerung für Bürgerfunk
Daß die Nischen für nicht-kommer­

zielles Bürgerradio innerhalb der 
privaten Lokalradio GmbHs in 
NRW zunehmend enger werden, ist als 

Tatsache ebenso alt, wie der Betrieb 
dieser Medienfirmen. Zu Beginn des 
Jahres 1995 wurde mit der Änderung 
des Programmschemas von Radio Essen 
ein weiterer Schritt zur sogenannten 
völligen „Durchhörbarkeit“ des Radios 
durchgesetzt, der nicht schweigend hin­
genommen werden sollte.

Radio Essen verdient bisher mit sei­
nen Werbeeinnahmen nicht genug, um 
seine Anteilseigner — zu 75% der WAZ- 
Konzem, je 12% Stadtwerke Essen und 
Essener Stadtsparkasse — zufrieden zu 
stellen. Der Lokalsender auf UKW 102,2 
hat auch Jahre nach dem Start die star­
ke Konkurrenz zum WDR-Radio Ruhr­
gebiet und zu den privaten Lokalstatio­
nen in Gelsenkirchen, Mülheim oder 
Bochum zu fürchten. Im Vergleich zu 
den Nachbarstationen ereicht Radio Es­
sen weitaus weniger Hörer/innen im 
Stadtgebiet und damit natürlich auch 
kleinere Anteile am Werbekuchen. .

Schuld soll unter anderem der Bür­
gerfunk sein, bisher vormittags mit 
Wortanteilen von mehr als den sonst im 
Privatfunk üblichen max. 30% pro 
Stunde gesendet, und mit einer selbst­
bestimmten Musikauswahl, die oft be­
wußt nicht den Hitparadencharts ent­
nommen wird. Potentielle Radio Essen- 
Hörer/innen schalten nach Vermutun­
gen der Redaktion schon vor Beginn der 
bisherigen Bürgerfunksendungen um 
halb zehn Uhr den Sender ab, um ihn 
auch in den nächsten Stunden zu mei­
den. Auf gut deutsch: Radio Essen brau­
che noch weniger Wort und mehr Ein­
heitsmusik.

Funkstille am Wochenende
Einige der Sendungen, die im Bürger­
funk seit dem Start von Radio Essen 
eine gewisse Tradition begründet hat­
ten, wird es deshalb 1995 nicht mehr ge­
ben. Insbesondere am Wochenende vor 

18.00 Uhr werden nach einem Mehr­
heitsbeschluß der Veranstaltergemein­
schaft von Radio Essen keine Bürger­
funksendungen mehr ausgestrahlt. Sen­
dungen wie „Natur und Umwelt“, „Ju­
gendmagazin Backstage“, „Sozial Ex­
tra“ oder auch Sonntagmittags die 
„Lichter der Großstadt“ fallen der Pro­
grammänderung zum Opfer.

Die Veranstaltergemeinschaft als 
Aufsichtsgremium von Radio Essen, in 
dem u.a. Gewerkschaften, die Indu­
strie- und Handelskammer, Kirchen­
vertreter, SPD- und CDU-Ratsherren 
sitzen, ließ sich weiterhin von der Re­
daktion überzeugen, daß an Wochenta­
gen die bisherigen Bürgerfunksendun­
gen z.B. der Neuen Essener Welle oder 
der Volkshochschule zu wortlastig (Ein­
zelbeiträge z.T. länger als 2 1/2 min.) 
und die Musikauswahl im Bürgerfunk 
nicht locker genug (auch arabisch oder 
türkisch klingende Musiktitel) sei. Nur 
wenn der Bürgerfunk eingeschränkt 
werde, könnte die Radio GmbH endlich 
dickere schwarze Zahlen schreiben.

Pflichtverletzung 
von Radio Essen
Interessanterweise ist selbst im jährli­
chen Beteiligungsbericht über das Ver­
mögen der Stadt Essen als eine Aufgabe 
der Radio Essen GmbH beschrieben: 
Nach §24 des Landesrundfunkgesetzes 
NRW müssen vom Lokalradio für Bür­
gerradiowerkstätten wie die Neue Esse­
ner Welle Produktionshilfen zur Verfü­
gung gestellt werden. An finanziellen 
Zuschüssen oder Sachzuwendungen hat 
es in den vergangenen Betriebs]ahren 
von Radio Essen jedoch keinen Pfennig 
gegeben. Stattdessen werden die Radio­
werkstätten mit sinkenden Summen 
aus dem städtischen Kulturetat und 
Töpfen der Landesanstalt für Rund­
funk gefördert. Für Radio Essen ma­
chen die Radiowerkstätten bisher völ­
lig kostenlos bis zu zwei Stunden tägli­
ches Programm.

Ob die Rechnung — schlichteres Pro­

gramm = mehr Werbeeinnahmen — 
wirklich aufgeht, wird sich im laufen­
den Jahr zeigen müssen. Bei der NEW 
besteht weiterhin die Überzeugung, 
daß individuelle inhaltliche Pro­
grammnoten und eine eigenständige 
Musikauswahl auch außerhalb sich 
ständig wiederholender Popmusik auf 
Dauer zum besseren Erfolg eines Radio­
senders beitragen, als ein NRW-weiter 
Einheitsbrei.

Leider haben Bürgerradiowerkstät­
ten wie die NEW keine Möglichkeit, die 
Beschlüsse der Veranstaltergemein­
schaft von Radio Essen zu verändern.

Nur düstere Signale
Außerhalb von Essen ist die Lage des 
Bürgerfunks leider nicht viel besser. 
Neben verringerten Zuschußmitteln der 
Landesanstalt für Rundfunk an die je­
weiligen gemeinnützigen Radiowerk­
stätten vor Ort und problematischen 
Verhandlungen mit den Arbeitsämtern, 
für diese Medienkulturaufgaben wei­
terhin ABM-Kräfte zu erhalten, ist der 
Bürgerfunk in den anderen Lokalsen- 
dem schon lange auf Abendsendeplätze 
zurückgedrängt worden.

Auch angesichts der Landtagswahl 
im Mai 1995 muß gesagt werden: Bür­
gerfunk scheint nach der Etablierung 
des lokalen Privatfunks in Nordrhein- 
Westfalen zunehmend zu einer kulturel­
len Altlast zu werden. Von Seiten der 
SPD-Landesregierung und der Zei­
tungsverleger — die wie der WAZ-Kon- 
zem im Ruhrgebiet auch anderenorts 
immer die Hauptanteilseigner der Ra­
dios sind — wird der Bürgerfunk nur 
noch als Belastung im kommerziellen 
Radioprogramm behandelt, die eine er­
folgreiche Bilanz der Medienfirmen be­
hindert.

Daß lokaler Rundfunk auch etwas 
mit Kultur und unmittelbarer Bürger­
beteiligung zu tun haben könnte, ist als 
Gedanke schon lange in sozialdemokra­
tischen Aktenbergen zur Medienpolitik 
aus den achziger Jahren verschwunden. 

Da hilft es wenig, wenn der Vorsitz de? 
Veranstaltergemeinschaft für Radio 
Essen vom örtlichen DGB-Vorsitzende: 
wahrgenommen wird. Offensichtlich 
sind gegenwärtig kulturelle Ansprüche 
an die Massenmedien und der wirt­
schaftliche Erfolg des Lokalradios ic 
Bewußtsein selbst der Gewerkschafter 
nicht mehr zusammenzuführen. Ob 
wohl er kaum billiger zu haben ist, ah 
mit den gemeinnützigen Radiowerk 
Stätten!

Programmabspann für 1995
Für den Bürgerfunk und die NEW in 
Programm von Radio Essen heißt e 
konkret für 1995:
— die Sendeplätze samstags von 9.3 
bis 10.00 Uhr und von 15.00 bis 16.00, wi 
auch die Sendeplätze sonntags von 12.3 
bis 13.00 sind ersatzlos gestrichen;
— der wöchentliche Knackpunkt z 
streitbaren Themen wie dem EU-„C 
gengipfel“ wird im neuen Jahr sta 
mittwochs immer dienstags von 9.00 b 
10.00 Uhr laufen;
— von montags bis freitags dürfen Bü 
gerradiowerkstätten wie die NEW ( 
vier redaktionelle Beiträge in das v 
Radio Essen bestimmte Musik) 
gramm einblenden, die 2,5 bis 3 Minu 
lang sein dürfen.

Das IVEW-Magazin am Dienst 
bleibt inhaltlich und musikalisch b 
auf weiteres erhalten. Der Sendebeg 
wird jedoch auf 18.00 vorgezogen ui 
endet dafür schon um 19.30 Uhr. Gl* 
ches gilt für die Bürgerfunksendung 
an den anderen Werktagen, jeweils ’ 
den muttersprachlichen Sendungen.

Trotz dieses bedenklichen Ausblv 
auf das neue Jahr hoffen die Bürger 
ker / innen auch für die neuen Sendez 
ten auf zahlreichen Zuspruch. Nochb 
ser wäre sicherlich ein deutlicher 
derspruch interessierter Hörer/im 
gegen die inhaltliche Kastration ( 
Bürgerbeteiligung im Lokalfunk.
— (Walter Wandtke, aus: Lokalberic] 
Essen 1/95)

30000 Wehrpflichtige, darunter 12000 aus den neuen Bundesländern und 2000 aus 
Berlin, mußten zum Jahresanfang in die Kasernen einrücken. In Berlin protestierte 
die „Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und Militär“ aus diesem Anlaß an 
verschiedenen Stellen gegen die Remilitarisierung, u. a. durch eine Aktion am Bahn­
hof Zoo. — (rül)

Hanua: Siemens schließt 
Uranverarbeitung
Frankfurt. Ist das Aus für die Uranverar­
beitung im Siemens-Brennelemente­
werk Hanau, das der Chef der Siemens- 
Atomabteilung, Adolf Hüttl, am 9. De­
zember verkündete, wirklich das Werk 
der Landesregierung Hessen, die Sie­
mens einige Schwierigkeiten und Zu­
satzkosten bescherte? Wohl kaum. Die 
Verlagerung in die USA, wo Siemens 
über eine eigene Brennelementefabrik 
verfügt, wird auf der allgemeinen Linie 
der Verlagerung in Billig-Länder und 
„Verschlankung“ liegen. Dabei sind be­
kanntlich in Kapital-Augen der größte 
Kostenfaktor die Personalkosten bzw. 
der abhängig arbeitende Mensch.

Kein Grund zur Freude für Atomgeg­
ner, da erstens Verlagerung eben nicht 
Einstellung der Produktion ist und 
zweitens das ungleich brisantere Kern­
stück des Hanauer Atomkonzems, die 
Plutoniumverarbeitung bleibt.

Offen versucht die Atomlobby, Ein­
fluß auf die Landtagswahlen zu neh­
men: Siemens könne sich nach einem er­
neuten Sieg von SPD und GRÜNEN 
ganz aus Hanau zurückziehen. Die Be­
triebsräte vermuten, daß Siemens und 

die Energieversorgungsuntemehm» 
dies in jedem Fall verabredet hätten.

Beeindruckend sind die Sicherheit, 
Vorkehrungen für die Verkündung d- 
Verlagerung: Mit 22 Bussen sollte d 
Belegschaft nach Bayern zu einer Ve. 
Sammlung gekarrt werden und ai 
schließend sollte niemand mehr in d; 
Werk dürfen. Angeblich fürchteten s 
„verbrecherische Aktivitäten“ einig 
wütender Mitarbeiter.
Quellen:nhzNr. 87; FAZ, 9.12.94, 
— (udi)

NPD & Co: Nazis 
treffen sich bei der Polizei
Stuttgart. Wie das Stuttgarter Magi 
Lift in seiner Januarausgabe berichte 
haben sich über mehrere Monate N 
nazis aus verschiedenen Parteien i 
meinsam im Polizeisportheim gege: 
über dem Gottlieb-Daimler-Stadi 
versammelt. Eingeladen zu diesenTre 
fen hatte die NPD-Vorfeldorganisatb 
„Ein Herz für Deutschland“; unt< 
schrieben waren die Einladungen v 
dem Ludwigsburger Vorsitzenden t 
NPD, Martin Bayer. Dem „Freuni 
kreis“ werden, so die Lift-Autoren, gu 
Kontakte zu den Republikanern eben

(
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MEHR DEMOKRATIE IN BAYERN MACHT WEITER

Jetzt „Bürgerentscheide in Gemeinden“
ABSCHIEBEKNAST GLASMOOR

Demos, Päckchen und Feuerwerk
Das erste Volksbegehren „Faire Volksentscheide 
im Land“ der Bürgeraktion „Mehr Demokratie in 
Bayern“ ist vom bayerischen Verfassungsge­
richtshof für unzulässig erklärt worden.

Die Wut über dieses unbegreifliche Ur­
teil ist groß. Wir haben in der Geschäfts­
stelle viele Anrufe erhalten mit dem 
Tenor: „Jetzt erst recht.“ Bei dem zwei­
ten Volksbegehren, mit dem der Bür­
gerentscheid in Gemeinden, Städten 
und Landkreisen eingeführt werden 
soll, sind wir zuversichtlich, daß es 
nicht vor das Verfassungsgericht 
kommt. Der genaue Tbrmin wird bis 
Mitte Dezember vom Innenministerium 
festgelegt. Somit wird die zweiwöchige 
Eintragungsfrist für „Bürgerentschei­
de“ voraussichtlich im Februar 1995 
sein. Dann müssen sich ca. 900000 
Stimmberechtigte in die Listen eintra­

HAMBURGER HAFEN

Weniger Arbeit, größere Gefahren
Im kürzlich erschienenen Jahresbericht 1993 des 
Amtes für Arbeitsschutz wird auf über 15 Seiten 
speziell über die gesundheitlichen Gefährdun­
gen der Hafenarbeiter berichtet.

Die Anzahl der Hafenarbeiter sinkt im 
Jahr 1994 erstmalig auf unter 6000. Daß 
im Jahr 1993 drei Hafenarbeiter auf der 
Arbeit tödlich verunglückt sind, ist er­
schreckend, es sind 0,05%. Das Amt 
stellte auch fest, daß sich das „Unfallri­
siko bei der Hafenarbeit in den vergan­
genen Jahren weiter zum Umgang mit 
schweren Lasten und großen Transport­
fahrzeugen verschoben hat“. Weiter 
wird vom Amt für Arbeitsschutz festge­
stellt, daß im Containerbereich noch 
keine zufriedenstellenden Verbesserun­
gen (bezüglich des Unfallschutzes, d. 
Verf.) erreicht wurden. Wie wahr — im 
Jahre 1994 sind im Hafen bereits sechs 
Ibte zu beklagen. Diese Anzahl ent­
spricht ungefähr 0,1% der Hafenarbei­
ter. Diese Kollegen sind überwiegend 
durch Unfälle im Bereich Containerum­
schlag ums Leben gekommen. Arbeits­
hetze, Einsparung von Aufsichten, aber 
auch Nichteinhaltung der Unfallver­
hütungsvorschriften sind u.a. dafür 

gen, damit das Volksbegehren erfolg­
reich ist.

Die Infrastruktur steht: 70 regionale 
Aktionskreise sowie über 50 unterstüt­
zende Verbände sind bereit, die Kam­
pagne während der heißen Phase durch­
zuführen.“ „Faire Volksentscheide“ 
wird neu eingereicht Auf der außer­
ordentlichen Landesversammlung am
20.11.94 in Nürnberg wurde beschlos­
sen, einen überarbeiteten Gesetzent­
wurf „Faire Volksentscheide im Land,, 
erneut einzureichen. Die dafür notwen­
digen 25000 Unterschriften sollen aber 
erst nach dem Volksbegehren „Bürger­
entscheide“, also im Frühjahr 1995, ge­
sammelt werden. — (aus CL-Netz, 10.1.)

Mehr Demokratie in Bayern, 
Fritz-Beme-Str.l, 81241 München, 
Tel.: 089-8211774, Fax: 089-8211176.

verantwortlich. Es gibt wohl keinen 
Bereich in Hamburg mit einem höheren 
Unfallrisiko. Weniger spektakulär, 
aber um so mehr verbreitet sind die 
langsam wirkenden gesundheitlichen 
Gefährdungen der Hafenarbeit.
— Gefährdung der Atemwege durch Ge­
treide- und Futtermittelstaub sowie 
Pilz- und Bakterienerkrankung durch 
entsprechende Krankheitserreger in 
Futtermittelstäuben.
— Gefährdung von Großgerätefahrem 
durch Schwingungsbelastung kombi­
niert mit hohen Belastungen der Wir­
belsäule besonders auf der Container­
brücke.
— Gefährdung durch Dieselabgase in 
Hallen oder in Schiffsräumen, wobei 
Dieselabgase krebserzeugend sind.

Das Amt für Arbeitsschutz versucht 
zwar, an allen diesen Punkten tätig zu 
werden, um die gesundheitlichen Ge­
fahren zu reduzieren. Aber mit im Ver­
gleich zum Vorjahr von sieben auf ganze 
fünf Mann reduzierten Tbchnischen 
Aufsichtsdienst für den Bereich Schif­
fahrt und Hafen ist eine effektive Über­
wachung der Reeder und Hafenkapita­
listen nicht zu erreichen. — (obj) 

Der Abschiebknast Glasmoor in Norderstedt — 
seit fast einem Jahr in Betrieb — ist an die Offene 
Justizvollzugsanstalt Glasmoor angegliedert.

Umgeben von einem 4 Meter hohen 
Zaun, mit Natodraht abgesichert, sind 
hier 236 erwachsene männliche Strafge­
fangene, davon 84 Migranten in Con­
tainern eingesperrt. Glasmoor liegt 
„abschiebegünstig“ in der Nähe des 
Hamburger Flughafens auf Schleswig- 
Holsteiner Gebiet, zuständig ist aber 
die Hamburger Justizbehörde.

Wer hier wegen drohender Abschie­
bung inhaftiert ist, lebt zu sechst in ei­
ner Container-Zelle mit Etagenbetten. 
23 Stunden lang ist Einschluß, nur für 
eine Stunde Hof gang auf einem Zement­
rechteck vor dem Container. Einmal am 
Thg darf telefoniert werden — manch­
mal wird’s auch ohne Begründung ver­
weigert. Geld wird den Inhaftierten bei 
der Einlieferung abgenommen. Es gibt 
keine Sozialhilfe, keine Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsge­
setz, kein Taschengeld, keine Arbeits­
oder Beschäftigungsmöglichkeiten.

Das Wachpersonal wechselt häufig, 
das schafft besonders viele Kommuni­
kationsschwierigkeiten. Sie scheuen 
dabei keine Gewalttätigkeiten gegen 
die Asylanten, mindestens drei Fälle — 
meist gegen Afrikaner — sind bekannt 
geworden. Seit der Streikaktion vom
6.November 94 (wir berichteten davon) 
ist das Klima noch agressiver gewor­
den: das Wachpersonal öffnet statt der 
Tür nur noch eine Klappe, wenn es tags­
über mit einer Klingel gerufen wird. 
Der Hofgang findet nur noch getrennt 
statt, zudem gibt es keinerlei Beschwer­
deinstanzen für die Insassen.

Am 3.12.94 demonstrierten über 300 
antifaschistische und antirassistische 
Menschen in Norderstedt gegen den 
Knast in Glasmoor und für Bleiberecht 
und offene Grenzen. Die Hälfte von 
ihnen ging dann noch spontan zum Ge­
fängnis, wo ein riesiges Polizeiaufgebot 
auf sie wartete. Aber auf dem weitläu­
figen Wiesengelände boten sich aller­
hand Möglichkeiten zum Ausweichen 
und für Rede- und Rufkontakte.

Seit dem 27.11.94 gibt es nun regel­
mäßig „Sonntagsspaziergänge“ zum 
Knast, an denen jeweils ca 40 Vertrete­
tinnen aus Hamburg und Norderstedt 

teilnehmen. Zu Weihnachten wurde 
trotz der zahlreichen bürokratischen 
Behinderungsvorschriften allen na­
mentlich bekannten Gefangenen Päck­
chen geschickt. Am- Sylvesterabend 
grüßten 150 Menschen rund um den 
Knast die Freunde hinter Gittern mit 
Feuerwerk, Reden und Zurufen. Eine 
Handvoll Polizisten verschanzte sich 
hinter Schilden und Hunden. — (edl)

Sylvesterkundgebung in Köln
Solidarität mit den politischen Ge­
fangenen in Köln-Ossendorf demon­
strierten gut hundert Teilnehmer 
mit der Sylvesterkundgebung vor 
dem Gefängnis. In den Reden, die per 
Lautsprecher über die Gefängnis­
mauern schallten, standen die Forde­
rungen nach freier medizinischer 
Versorgung für die Gefangenen und 
die Freilassung aller Haftunfähigen, 
insbesondere von Adelheid Schulz 
und Sieglinde Hofmann, im Mittel­
punkt. Schon im November war in 
einer Demonstration vor diesem Ge­
fängnis verlangt worden, daß Adel­
heid Schulz zur medizinischen Un­
tersuchung einen Arzt ihrer Wahl 
hinzuziehen kann. Auf der Sylve­
sterkundgebung wurde berichtet, 
daß jetzt endlich einige Thge zuvor 
dieser Arzt zu Adelheid Schulz durf­
te. Den politischen Gefangenen aus 
Kurdistan, die in Ossendorf vom 
deutschen Staat in Haft gehalten 
werden, wurden solidarische Grüße 
übersandt. Allen Inhaftierten wurde 
Unterstützung gegen die menschen­
unwürdige Unterdrückung im Ge­
fängniszugesagt:
► „Wir fordern den absoluten Ab­
schiebestopp!
► Wir solidarisieren uns mit dem 
Kampf für ein freies Kurdistan!
► Wir fordern die sofortige Einstel­
lung der Prozesse gegen Antifaschi­
stinnen und Antifaschisten, sowie 
die sofortige Einstellung des Verfah­
rens gegen Birgit Hogefeld!
► Christine Kuby muß draußen 
bleiben!
► Freiheit für alle politischen 
Gefangenen —weltweit!“— (gba)

wie zur 1993 verbotenen Heimattreuen 
Vereinigung Deutschland (HVD) nach­
gesagt. Nach Informationen .der Cann- 
statter Zeitung hatte der Pressespre­
cher des Innenministeriums, Helmut 
Zorell, bereits vor. einigen Monaten die 
Stuttgarten Polizei auf die rechten Gä­
ste aufmerksam gemacht. Warum diese 
allerdings erst wenige läge vor Erschei­
nen des Artikels hektisch ihren Treff­
punkt geändert haben, war ihm auch 
nicht bekannt. Der „Freundeskreis“ 
trifft sich jetzt im „Alten Spinnrad“ im 
Haus der Bessarabien-Deutschen im 
Stuttgarter Osten. — (JK)

Neue Sparwelle 
bei den Kitas
Stuttgart. Der Rechnungshof wird noch 
diesen Monat ein Gutachten zu den Kin­
dergärten im Land veröffentlichen. Was 
bis jetzt verlautbart wurde, läßt auf 
nichts Gutes schließen. Schon jetzt ist 
klar: Städtetag und Rechnungshof sind 
sich einig, daß durch „Strukturände­
rungen“ in diesem Bereich jährlich Mil­
lionen eingespart werden können.

Und das, obwohl der Rechtsanspruch 
auf den Kindergartenplatz umgesetzt 
werden muß und dadurch eigentlich 

mehr Kosten entstehen müßten!
Eine dieser Maßnahmen scheint die 

Erhöhung der Gruppengröße auf höch­
stens 31 Kinder (bisher 28 Kinder) zu 
sein. Angedeutet wurde ebenfalls, daß 
der Tarifvertrag unterschiedlich ausge­
legt werden kann, da bei der Kirche teil­
weise eine BAT-Stufe höher eingrup­
piert wird als in kommunalen Einrich­
tungen.

Der Städtetag erhofft sich mehr Fle­
xibilität in der Organisation und in der 
Finanzierung der Kindergärten. Be­
schäftigte und Gewerkschaften müssen 
sich auf scharfe Auseinandersetzungen 
einstellen. — (unb)

Repression gegen 
antifaschistischen Widerstand
Coburg. Hier findet der jährliche 
Pfingstkongreß des „Coburger Con­
vent“ statt. Der CC (schlagend und far­
bentragend) organisiert in seinen Ver­
bindungen ca. 30 000 Verbandsbrüder.

Coburg, das ist Sitz des „Hilfskomi­
tees Südliches Afrika“ (HSA) und der 
„Deutsch-Südafrikanischen Gesell­
schaft“ (DSAG), die in ihren „Südafri­
ka-Seminaren“ Rassismus verbreiten.

Coburg, das ist die Zentrale von 

Nation und Europa des Peter Dehoust 
(Vorstandsmitglied der Deutschen Liga 
für Volk und Heimat — DL)

In Coburg hat der Einblick-Drucker 
Eberhard Hefendehl, Sülzfeld, 
(NSDAP-AO, FAP, lt. Verfassungs­
schutz Waffenhändler, Söldneranwer­
ber und -ausbilder) Druckerei und 
„Odal“-Verlag.

Widerstand gegen eine NPD-Veran- 
staltung im November 1993 und gegen 
den Coburger Convent hat einer Reihe 
junger Leute Strafanzeigen bzw. Verur­
teilungen eingetragen.

Unter dem Motto „Wir lassen uns das 
nicht gefallen“ hat die Coburger Ar­
chiv-Gruppe dazu eine Solidaritätsaus- 
gabe der „Archiv-Nachrichten“ heraus­
gebracht. Im Heft finden sich eine Auf­
arbeitung der Geschehnisse in Coburg 
(„Notizen aus der Provinz: Widerstand 
im Hinterland“), Dokumente zu NPD/ 
Junge Nationaldemokraten, zum Co­
burger Convent und zur Sondereinheit 
der bayerischen Polizei, USK. Gegen 
den Solidaritätspreis von 5.- DM und 
eine Versandpauschale von 1.50 DM 
kann das Heft bei der Prozeßgruppe, 
Postfach 2704, 96416 Coburg bestellt 
werden.
— (aus: Antifaschistische Nachrichten)

DIDF-Veranstaltungen 
mit türkischen Gewerkschaftern
Köln. Am 17.12. fand eine Veranstaltung 
mit türkischen Gewerkschaftsvertre­
tern statt. Trotz kurzer Mobilisierung 
kamen 300 Leute. Insgesamt fanden 18 
Veranstaltung in der BRD statt. Sabri 
Tbpcu, Vorsitzender der Gewerkschaft 
TÜMTIS (Bedienstete im Transport- 
und Verkehrswesen) erklärte:

„Gewerkschaftsfunktionären wird es 
per Gesetz verboten, sich politisch zu 
betätigen oder Führungspositionen in 
politischen Parteien zu übernehmen. 
Gewerkschaftshäuser werden zum Ziel 
willkürlicher Übergriffe seitens der Si­
cherheitskräfte. So wurde z.B. die Ver­
waltungsstelle unserer Gewerkschaft 
in Izmir am 26. November von 8 bis 10 
Angreifern in Zivil überfallen und die 
Einrichtung zerstört. Unsere Mitarbei­
terin, die geschlagen wurde, erhielt die 
Drohung: „Ihr geht zu weit.“ „Dies war 
nur eine Warnung!“ Es gibt unzählige 
solcher Beispiele. Die heutigen Arbeits­
gesetze schränken viele Rechte der Ar­
beiter, so auch das Streikrecht ein. Die 
Praxis sieht so aus, daß selbst gesetzlich 
zugesicherte Rechte nicht in Anspruch > 
genommen werden können.“ — (jöd)

‘x
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Schweriner Verhältnisse
Große Koalition aus CDU und SPD in Mecklenburg-Vorpommern, 
der Dialog von PDS und SPD geht aber weiter! Von Helmut Holter

Die „Schweriner Verhältnisse“ er­
regten 1994 Aufsehen in der gan­
zen Bundesrepublik. Viel Lärm 
um nichts, oder?

Nach den Landtags wählen in Meck­
lenburg-Vorpommern gab es die Mög­
lichkeit, einen politischen Kurswechsel 
einzuleiten. Drei Parteien: CDU (37,7% 
der abgegebenen Stimmen, 30 Sitze im 
Landtag), SPD (29,5%, 23 Sitze) und 
PDS (22,7%, 18 Sitze) waren das Ergeb­
nis des 16. Oktober 1994.

Von den möglichen Szenarien wurden 
dann zwei ernsthaft von allen Parteien 
betrieben. CDU und SPD loteten die 
Chance für eine große Koalition aus. 
SPD und PDS prüften die Möglichkeit, 
einen Kurswechsel einzuleiten. Dann 
begannen SPD und PDS ihren Dialog — 
Schweriner Verhältnisse.

Die PDS war bereit, eine SPD-Min­
derheitsregierung zu unterstützen. Für 
die Gespräche mit der SPD hatte der 
Sonderparteitag unsere Gesprächs­
gruppe mit einem 23-Punkte-Themen- 
katalog ausgestattet.

Am 25. Oktober kam es zum ersten 
Treffen von SPD und PDS im Schweri-

Die Zeiten 

ändern sich. 

Die Farbe 

bleibt.

ner Schloß. Beide Seiten betonten den 
historischen Moment. Man wollte eine 
neue politische Kultur pflegen und den 
Dialog fortsetzen. Der wesentliche Un­
terschied lag in der Herangehensweise. 
Während wir mit unseren Sachthemen 
zu landes- und bundespolitischen The­
men kamen, legte die SPD ihre „Not­
wendigen Klarstellungen“ vor. Die 
SPD stellte damit Grundsatzfragen des 
Verhältnisses von SPD und PDS. Zu un­
seren 23 Punkten gab es weitestgehende 
Übereinstimmung.

Nun ist die große Koalition da.
Seit dem 8. Dezember 1994 ist mit der 

Wahl des alten und heuen Ministerprä­
sidenten Bernd Seite der Start für eine 
neue Landesregierung gegeben worden. 
Natürlich erhielt er 18 Gegenstimmen 
der PDS-Abgeordneten, aber auch aus 
den Koalitionsfraktionen stimmten 
Abgeordnete gegen ihn oder enthielten 
sich der Stimme.

Die Landesregierung setzt sich neben 
dem CDU-Ministerpräsidenten aus je 4 
CDU- und 4 SPD-Ministern zusammen. 
Auswirkungen und Ergebnisse bleiben 
abzuwarten. Die ersten 100 läge haben 
bald Halbzeit.

Die Regierungserklärung wird aber 
erst für den 25. Januar erwartet. Deren 
Grundlage wird die Koalitionsverein­
barung sein. Diese macht deutlich, daß 
im wesentlichen so weiter regiert wer­
den soll wie in den vergangenen vier 
Jahren. Die Koalitionsvereinbarung ist 
ein Mix aus den Landeswahlprogram­
men der CDU und der SPD. Vieles soll 
geprüft werden und alles steht unter

dem sogenannten Haushaltsvorbehalt.
Die große Koalition von CDU und 

SPD hat einen Kurswechsel zunächst 
verhindert..Die SPD muß sich fragen 
lassen, warum sie diesen verhindert hat.

Für Mecklenburg-Vorpommern und 
die hier lebenden Menschen ist es daher 
umso notwendiger, parlamentarisch 
und außerparlamentarisch gegen Ar­
beitslosigkeit, Mietsteigerungen, Ar­
mut, Kulturverfall und Demokratieab­
bau anzutreten.

Die PDS trägt als einzige Opposi­
tionspartei im Landtag eine große Ver­
antwortung. Diese besteht vor allem in 

I.
Mit der CDU werden keine Gespräche 
zur Regierungsbildung geführt.
n.
Für Gespräche mit der SPD werden 
folgende Schwerpunkte gesetzt:

1. Änderung der Verfassung im Landtag. 
Dabei gilt es insbesondere zu prüfen, 
wie die Forderungen der Volksinitia­
tive „Soziale Rechte in der Verfas­
sung“ (Recht auf Arbeit, Wohnen, so­
ziale Grundsicherung, selbstbestimm­
te Schwangerschaft) verwirklicht 
werden können, aber auch um Ände­
rungen im staatsorganisatorischen 
Teil.
2. Aktive staatliche Wirtschafts- und 
Strukturpolitik
— Landesprogramm zur Entwicklung 
von Vorpommern,
— Regionale Entwicklungspläne und 
Flächennutzungspläne unter breiter 
Mitwirkung der dort lebenden Men­
schen,
— Bildung einer Investitionsbank, 
die insbesondere einheimische klein- 
und mittelständische 
Unternehmen finan­
ziellunterstützt,
— Schaffung regio­
naler Wirtschafts­
kreisläufe mit dem 
Ziel, einheimische 
klein- und mittelstän­
dische Unternehmen zu fördern.
3. Gesetzesinitiative zur Änderung des 
jetzigen Arbeitsförderungsgesetzes 
nach dem Prinzip „Arbeit statt Ar­
beitslosigkeit finanzieren“ und Ver­
abschiedung eines Gesetzes „Arbeit 
für Mecklenburg-Vorpommern“ zur 
Bekämpfung der Langzeitarbeitslo­
sigkeit.
— Verabschiedung eines Gesetzes für 
staatlich subventionierte Betriebe, 
vor allem im ökologischen und sozio­
kulturellen Bereich, insbesondere zur 
Integration von Langzeitarbeitslosen, 
älteren Arbeitslosen und Frauen.
4. Sicherung einer dem Charakter des 
Landes entsprechenden Agrarstruk­
tur
— Verhinderung einer weiteren Aus- 
hebelung der Bodenreform
— Gleichberechtigte Behandlung der 
Nachfolgebetriebe der LPG und Maß­
nahmen zur Entschuldung der Agrar­
gesellschaften.
5. Schaffung eines Bodenfonds auf 
Landesebene
durch unentgeltliche Übernahme von 
Flächen der Treuhandliegenschafts- 
Gesellschaft / Boden-Verwaltungs­
und Verwertungsgesellschaft.
6. Streichung der Altschulden bzw. de­
ren Übernahme durch den Bund. (...)
7. Reform der Finanzen zugunsten der

der Ausarbeitung und Durchsetzung 
von Alternativen zur Regierungspolitik.

PDS und SPD werden ihren Dialog 
fortsetzen. Inhalte und Formen müssen 
demnächst verabredet werden. Die 
SPD-PDS-Gespräche sind eine Option 
auf die Zukunft. In der Bevölkerung 
gibt es deutlich Mehrheiten, die Par­
teien links von CDU und FDP zu wählen.

Wir müssen die Frage beantworten, 
ob und wie PDS, SPD und Bündnis 90 / 
Die Grünen gemeinsam Politik gestal­
ten können, ob eines Thges stabile 
Linksregierungen möglich sind.

Das verlangt von der PDS, ihr Profil

Kommunen
Dabei geht es insbesondere um die Er­
höhung des Anteils der Kommunen 
am Steueraufkommen auf mindestens 
25%.
8. Ausbau der Rechte der Kommunen 
durch eine Novellierung der Kommu­
nalverfassung
Dabei geht es insbesondere um die Be­
schränkung der zentralistischen Ein­
griffsmöglichkeiten durch den Innen­
minister, die Stärkung der Gemeinde­
vertretungen gegenüber der Verwal­
tung und den Ämtern sowie die Förde­
rung des kommunalen Eigentums und 
der wirtschaftlichen Tätigkeit der 
Kommunen. (...)
9. Die Regierung wird aufgefordert, 
einen Kurs der strikten Sparsamkeit 
in der Landesverwaltung zu verfolgen.
10. Gegen den weiteren Sozialabbau 
und für Umverteilung des Reichtums 
von oben nach unten. Dazu gehören:
— Initiative im Bundesrat: keinerlei 
Kürzungen im AFG mehr zuzulassen, 
auch nicht die Herabsetzung der Ar­
beitslosenhilfe auf zwei Jahre 

„Regieren wie am Runden Tisch“ 
Die 23 Punkte des PDS-Landesparteitags

— „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“
— auch bei ABM und keine Leistungs­
verschlechterungen im Arbeitsförde­
rungsgesetz und Bundessozialhilfege­
setzt. ..)
— sofortige Aufstockung des Regel­
satzes bei der Sozialhilfe auf minde­
stens 510 DM durch die Landesregie­
rung.
11. Schaffung von Landesregelungen 
zur Umwandlung von kommunalen 
Wohnungen, einschließlich der Woh­
nungen, die im Besitz kommunaler 
Wohnungsgesellschaften sind, ent­
sprechend dem tatsächlichen Bedarf 
an Sozialwohnungen. (...)
12. Einführung eines Rechtsanspruchs 
auf einen Kinderbetreuungsplatz, an 
dessen Kosten sich das Land zu 50% 
beteiligt.
13. Ein neues Gleichstellungsgesetz, in 
dem neben dem Grundsatz der Gleich­
stellung Maßnahmen verankert wer­
den, wie die tatsächliche Gleichstel­
lung in allen Bereichen des Landes ge­
sichert und gefördert werden kann. 
(...)
14. Ausarbeitung eines integrierten 
Verkehrs konzepts
Keine Unterstützung für den Bau der 
A20, des Transrapid sowie der Ost- 
Trasse der A241.(. ..)
15. Novellierung der Rechtsvorschrif­

als linkssozialistische Partei weiterzu­
entwickeln und weiterhin Druck von 
links auf die SPD auszuüben.

Einerseits ein hoher Anspruch an un­
sere inhaltlich-konzeptionelle Arbeit, 
andererseits eine Herausforderung für 
außerparlamentarische Aktionen.

Die PDS muß sich bei der Fortsetzung 
der programmatischen Diskussion auf 
realpolitische Alternativen verständi­
gen und so ihre politische Handlungsfä­
higkeit weiter unter Beweis stellen.

Helmut Holter ist Landesvorsitzender 
der PDS Mecklenburg-Vorpommern.

ten zur Vermeidung von Abfall und 
Müll(...)
16. Ein Schulgesetz für die Verwirkli­
chung des Rechts auf chancengleiche 
Bildung mit den besonderen Schwer­
punkten:
— Einführung eines modernen Bil­
dungssystems ohne Hauptschulen mit 
gemeinsamem Unterricht bis Klassen­
stufe 6 und danach folgendem Kurssy­
stem sowie einem festen Platz für die 
Gesamtschule im Bildungssystem. (...)
17. Gesetzliche Verankerung der Kul­
turpflicht sowie Erhöhung der Lan­
desmittel zur Kulturförderung auf 3 %.
18. Auf dem Gebiet der inneren Sicher­
heit steht die soziale und gesellschaft­
liche Prävention gegen Kriminalität 
und Gewalt im Vordergrund.

Das Land wendet sich gegen die Ein­
führung des großen Lauschangriffs. 
(...) Die Befugnisse des Verfassungs­
schutzes sind zu begrenzen. Das Land 
wirkt auf die Abschaffung von Ge­
heimdienstaktivitäten hin.
19. Die Diskriminierung von DDR- 
Bürgern ist einzustellen. (...)

20. Das Land leitet 
Schritte beim Bund 
ein, das diskriminie­
rende Rentenstraf­
recht zu beseitigen.
21. Das Land gewähr­
leistet eine Auslän­
derpolitik mit dem

Ziel einer weitgehenden rechtlichen 
und realen Gleichstellung. (...) Die 
Regierung setzt sich beim Bund ein für
— ein Antidiskriminierungsgesetz,
— das aktive und passive Wahlrecht 
für in Deutschland lebende ausländi­
sche Bürgerinnen und Bürger,
— neue rechtliche Regelungen zur we­
sentlichen Erleichterung des Erwerbs 
doppelter Staatsbürgerschaft,
— eine grundsätzliche Änderung der 
Regelung der deutschen Staatsbürger­
schaft.
22. Ausgehend von den bisherigen Än­
derungen des Sachen- und des Schuld­
rechts zu Eigentums-, Besitz- und Nut­
zungsfragen setzt sich das Land beim 
Bund für folgende weitergehende Re­
gelungen ein:
— Streichung der Stichtagsregelung 
im Vermögensgesetz und strikte Ein­
zelfallprüfung hinsichtlich des unred­
lichen Erwerbs,
— Anerkennung der bis zum 2. Okto­
ber 1990 getätigten, notariell beglau­
bigten Haus- und Grundstückskäufe, 
(...)
23. Das Land tritt gegen militärische 
Tiefflüge und den Ausbau von Militär­
standorten in Mecklenburg-Vorpom­
mern ein. Verbot von Rüstungspro­
duktion und Waffenhandel.
(...)
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PDS auf der Suche nach dem richtigen Weg
Parteitagsvorbereitungen aus der Sicht eines Ostberliners Von Klaus Jürgen Dahier

Der Bundesvorstand der PDS be­
rief für die Zeit vom 27.bis 29. Ja­
nuar 1994 die l.Ihgung des 4. Par­
teitages ein. Im Vorfeld dieser Partei­

tagsberatung nutzen zahlreiche Gre­
mien der Partei die Möglichkeit, um vor 
allem theoretische Fragen über den wei­
teren Weg der PDS in den Mittelpunkt 
der Diskussion zu stellen. Nach dem Er­
folg der Partei bei der Bundestagswahl 
und einer im Interesse des Wahlkamp­
fes geübten Zurückhaltung im Streit 
der verschiedenen Richtungen bereitet 
sich die stärkste Linkspartei Deutsch­
lands nun auf offensichtlich notwendi­
ge innerparteiliche Auseinandersetzun­
gen vor. Konsens bildet dabei, daß die 
PDS für eine Reformalternative ein­
tritt, die der Zerstörung des jetzigen so­
zialen Standards entgegentritt und die 
auf der Umorganisierung des gesell­
schaftlichen Systems der Arbeitstei­
lung und einer umfassenden Demokra­
tisierung der Gesellschaft aufbaut. Un­
strittig bleiben dabei auch der globale 
Ansatz und die bisherigen programma­
tischen Aussagen zu den besonderen 
Problemen der Bürgerinnen der ehema­
ligen DDR.

Den Auftakt zur theoretischen Dis­
kussion gab der Bundesvorstand mit 
einem programmatischen Dokument 
„Zehn Thesen zum weiteren Weg der 
PDS“. Die erarbeiteten Thesen sollen 
die politische Situation, das politisch­
parlamentarische Kräfteverhältnis und 
die Rolle der PDS nach den Bundestags­
wahlen benennen. Schon bei der Erar­

beitung der Thesen wurden die unter­
schiedlichen Auffassungen in der Partei 
sichtbar. Der im zweiten Anlauf mehr­
heitlich nach fast siebenstündiger De­
batte angenommene Entwurf wird be­
sonders zu Fragen eines sogenannten 
„neuen Gesellschaft Vertrages“, der 
Aussage, daß die PDS keine Weltan­
schauungspartei ist, und der Absage an 
den Begriff des Klassenkampfes von 
der Parteibasis angefochten. In mehre­
ren Anträgen an die Ihgung des Partei­
tages fordern Kreisorganisationen und 
Basisfunktionäre, Interessengemein­
schaften und die Kommunistische 
Plattform, ein solches programmati­
sches Dokument erst nach einer gründ­
lichen Basisdiskussion zu beschließen. 
Zum Ibil werden von der Basis Anti- 
Thesen vorgelegt, die ein gänzlich ande­
res Herangehen an die Beurteilung der 
Situation und der Politik der PDS for­
dern. Andere Antragsteller rufen auf, 
die Thesen gänzlich abzulehnen, da sie 
den globalen Problemen der Mensch­
heit nicht genügend gerecht werden. 
Vertreter der Bundestagsgruppe der 
PDS schätzen ein, daß bestimmte Fra­
gen — so auch die nach mittelfristigen 
Perspektiven des Kampfes der Linken 
— noch nicht hinreichend beantwortet 
werden können.

Das von einigen bürgerlichen Medien 
vorausgesagte „Hauen und Stechen“ 
um den Verbleib der Kommunistischen 
Plattform in der PDS oder um das Her­
ausdrängen „älterer Genossinnen“ ist 
in der gegenwärtigen Phase der Vorbe­

reitung des Parteitages nicht vorauszu­
sehen.

In Auswertung der bisherigen Wahlen 
nimmt die Frage, wie es die PDS mit der 
Macht und der Regierungsbeteiligung 
halten soll, bei einigen Spitzenfunkti­
onären einen bedeutenden Raum ein. 
Während sich der PDS-Vorsitzende Lo­
thar Bisky eine Tolerierung oder Betei­
ligung an einer Landesregierung in Ab­
hängigkeit von den Aussagen der Koali­
tionspartner (Bündnis 90 / Grüne / SPD) 
vorstellen kann, konstatiert die Berli­
ner Spitze z.B., daß jegliche Regie­
rungsbeteiligung auf Landesebene 
einer Etablierung im gegenwärtigen 
System gleichkäme. Zu den Erfahrun­
gen der Beteiligung von der PDS nomi­
nierter Regierungsmitglieder in den 
Berliner Bezirken (26 Bezirksstadträte 
in Ostberlin) werden dabei vom Berli­
ner Landesvorstand keinerlei Aussagen 
gemacht. Dies wird besonders auch vor 
den Kommunal wählen in Berlin von 
Basisfunktionären scharf kritisiert.

In den Diskussionen zu den „Zehn 
Thesen“ und zur Tolerierung einer Re­
gierung, bzw. einer Regierungsbeteili­
gung beklagen zahlreiche Mitglieder, 
daß die in der PDS bisher gepflegte „Ba­
sisdemokratie“ nicht in ausreichendem 
Maße zur Neuentwicklung von Positio­
nen der Partei genutzt wird.

Dem Bundesparteitag liegen weiter 
zahlreiche Anträge, z.B. zur Jugend­
politik der PDS vor. Zahlreiche Basis­
organisationen schlagen die Gründung 
von Jugendorganisationen der Partei 

vor. Dem gegenüber orientiert die AG 
„Junge Genossinnen“ auf das stärkere 
selbstbestimmte Einbeziehen junger 
Menschen in die Politik und fordert ent­
schieden, die Oppositionsrolle nicht 
aufzugeben. Sie verweisen darauf, daß 
die Partei vor allem den außerparla­
mentarischen Kampf um gesellschaftli­
che Veränderungen als entscheidend 
ansehen sollte.

Ein wichtiger Platz wird auch dem 
weiteren Umgang der PDS mit der Ge- 
schichtearbeit zukommen. Die Histori­
sche Kommission und Antragsteller aus 
Berlin-Hohenschönhausen und Berlin- 
Hellersdorf fordern die Partei zur vor- 
urteilsfreien-kritischen Auseinander­
setzung mit der Geschichte der Arbei­
terbewegung und zur Erarbeitung poli­
tischer Kriterien zur Bewertung der Tä­
tigkeit für die DDR auf. In weiteren An­
trägen wird zu Fragen der Ökologie, der 
Entwicklung der PDS in den westlichen 
Bundesländern und zur Militarisierung 
der deutschen Außenpolitik Stellung 
bezogen.

Der 4. Parteitag der PDS wird sicher 
weit über die Mitglieder der PDS hin­
aus unter allen Linken der BRD Inter­
esse finden. Er hat die Chance, ein deut­
liches Zeichen gegen die Politik der 
Bundesregierung und Ibile der SPD zu 
setzen und das theoretische Selbstver­
ständnis der Partei weiter zu befördern.

Klaus Jürgen Dahier ist Bezirksvor­
sitzender der PDS in Berlin-Hellersdorf.

Die geplante Einführung von Nachttiefflugkorridoren ab 1.1.95 in Ostdeutschland ist 
vorerst ausgesetzt. Amtliche Begründung: Auf parlamentarischer Seite bestehe 
noch Informationsbedarf, die zuständigen Ausschüsse von Bundestag und Bundes­
rat seien noch nicht hinreichend informiert. 30 °/o der Nachtflugstunden der Luftwaffe 
sollen über Ostdeutschland absolviert werden. Gegen diese Pläne, aber auch gegen 
die weitere Nutzung ehemaliger sowjetischer Militäranlagen durch die Bundeswehr 
(wir berichteten z. B. über Aktivitäten gegen den Truppenübungsplatz Wittstock), 
gibt es zunehmend Widerstand. Neben Bürgerinitiativen und Umweltschutzverbän­
den schließen sich auch Kommunen und Kreistage dem Protest an. Letzte große Ak­
tion war der gesamtdeutsche Sternmarsch nach Schwerin Mitte Dezember, an des­
sen Ende die Übergabe von 200000 Unterschriften stand. Jedoch wies ebenfalls im 
Dezember das Bundesverwaltungsgericht die Klage von sieben westdeutschen Ge­
meinden nach einem Stopp von Tiefflügen zurück, weil sie eine Beeinträchtigung 
ihrer Gesundheit nicht hätten nachweisen können. Für viele kam deshalb der Stopp 
für Nachttiefflüge über Ostdeutschland überraschend. Wegen der Absprache mit 
dem zivilen Luftverkehr können die Nachttiefflüge nicht vor Ende Mai aufgenommen 
werden. Zeit, den Widerstand fortzusetzen. — (har)

Kreuz für’s Rotsehen
Berlin. Nach angeblicher „Entführung“ 
durch die Stasi 1952/56 im Gefängnis 
gesessen, machte Gerhard Emig als 
FDP-Abgeordneter im Bundestag und 
später als Senatsdirektor in Westberlin 
Karriere. Als ehemaliger „DDR-Bür­
ger“ war er ausreichend spezialisiert 
und auf Grund seines Hasses auf alles, 
was DDR war, prädestiniert, um noch 
als westdeutscher Ruheständler mit 68 
Jahren seine Version von einer Gedenk­
stätte, die dem Antifaschismus gewid­
met war, im ehemaligen Konzentrati­
onslager Sachsenhausen durchzusetzen. 
1991/92 eingesetzt vom FDP-Minster 
der Regierung Brandenburgs, Ender- 
lein, als kömmisarischer Leiter der Ge­
denkstätte in Sachsenhausen für ein lu­
kratives Entgelt, machte der ehemalige 
Jurist Emig sofort reinen Tisch in der 
Gedenkstätte, warf alle qualifizierten 
Mitarbeiter raus und schloß das „Muse­
um des antifaschistischen Kampfes der 
europäischen Völker“. Dabei ließ er 
Exponate verschwinden, ohne Spenden­
länder oder Häftlingsorganisationen zu 
fragen. In herrisch-arroganter Manier 
bestimmte er, ohne Historiker zu kon­
sultieren, wie das Konzept und die Ge­
denkstätte auszusehen haben.

Emig forderte Planierraupen an, um 
nach Toten des sowjetischen Internie­
rungslagers suchen zu lassen. In diesem 
Lager ehemals internierte Nazis ließ er 
sich in der Gedenkstätte als „Opfer“ 
aufspielen. Klar, daß dieses Vorgehen 
Proteste im In- und Ausland hervorrief, 
zumal Emig es sich nicht nehmen ließ, 
ehemalige Veteranen der französischen 
Resistance, die im Mai 1992 ihre ermor­
deten Kameraden in Sachsenhausen eh­
ren wollten, zu verhöhnen. Reaktionen 
gab es auch gegen das Vorgehen Emigs 
in Israel und vielen anderen Staaten 
Europas.

Doch korrigiert wurde nichts. Im Ge­
genteil. Der neue Kultusminister Bran­

denburgs, Reiche (SPD), überreichte 
Emig im November 1994 das Bundesver­
dienstkreuz. Sein Verdienst bestehe be­
sonders darin, nicht auf Historiker ge­
wartet, sondern mit Eigeninitiative die 
Gedenkstätte umgestaltet zu haben. Er 
habe diese „schwierige Arbeit“ mit 
„Energie und Entschlußkraft bewäl­
tigt“.
Quelle: Neues Deutschland, 12.12.94
- (abe)

DDR-Mediziner nun in China
Der durch die gegen ihn inszenierte Ruf­
mordkampagne nach Ableben der DDR 
und seine dagegen geführten Prozesse 
und seinen internationalen Ruf be­
kanntgewordene letzte Präsident der 
Akademie der Wissenschaften der 
DDR, Prof. Klinkmann, ist erneut als 
Dekan der Internationalen Fakultät für 
künstliche Organe gewählt 'worden. 
Der Institution gehören zehn renom­
mierte Universitäten an.

Klinkmann, der sich energisch gegen 
alle Beschuldigungen und Unterstel­
lungen gewehrt hatte, verließ die Uni­
versität Rostock und nahm eine Gast­
professur an der Universität Bologna 
an. Gegenwärtig" ist Klinkmann in 
China tätig, wo er als Berater an einem 
Programmm der chinesischen Regie­
rung beteiligt ist, das zur Behandlung 
von Nierenerkrankungen durchgeführt 
wird.

In einem Beitrag auf einer Thgung der 
IG Medizin und Gesellschaft e.V. sagte 
Klinkmann, daß die Bundesregierung 
die Chance verpaßt habe, die herausra­
gende interdisziplinäre Forschung und 
das kreative Potential der DDR in das 
einheitliche Deutschland herüberzuho­
len. Er übte auch Kritik am mäßigen 
Niveau medizinischer Forschung in der 
BRD und sprach zu den Defiziten der 
Wissenschaftspolitik in der DDR.
Quelle: Neues Deutschland, 28.11.94 ,
— (abe)
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Landwirtschaft im Freistaat Sachsen 
nach Westmuster „gerodet“
PDS zur Fachregierungserklärung von Landwirtschaftsminister Jährlichen Von Detlef Wehnert

Bundes- und Staatsregierung gin­
gen nach dem Anschluß davon 
aus, daß sich die Bauern im Osten 
auf das Leitbild der westdeutschen 

Agrarpolitik, den bäuerlichen Fami­
lienbetrieb orientieren, so MdL Detlev 
Wehnert (PDS), früher selbst LPG-Vor- 
sitzender. In kurzer Zeit würden die 
vorhandenen Bet rieb sstrukturan auf­
gelöst, genossenschaftliche Betriebe li­
quidiert. Auf dieser ^Grundlage wurden 
juristische und ökonomische Rahmen­
bedingungen, Fördermaßnahmen und 
diskriminierende Überprüfungsmaß­
nahmen verordnet. Ziel war, die genos­
senschaftlichen Betriebe in der Land­
wirtschaft zu beseitigen. Das ging ein­
her mit einem geschichtlich beispiello­
sen Produktions-, Tierbestands- und 
Arbeitsplatzbabbau, Investitionsver­
zicht, mit der Ausgliederung nichtland­
wirtschaftlicher Bereiche, besonders 
denen, die soziale und kulturelle Funk­
tionen hatten. Zusätzliche Belastungen 
entstehen aus Verpflichtungen für Alt­
kredite. Trotz „Anerkennung“ einer 
vielseitig strukturierten Landwirt­
schaft mit unterschiedlichen Eigen­
tums- und Betriebsformen erhalte der 
Familienbetrieb Priorität. Falsche 
DDR-Politik erfahre durch die sächsi­
sche Agrarpolitik nahezu nahtlos ihre 
Fortsetzung. Eine in der Geschichte der 
Landwirtschaft beispiellose Thlfahrt 
wurde organisiert. Sie führte den Be­
rufsstand der Bauern und Gärtner, 
Forstarbeiter und Binnenfischer, Tier­
ärzte und Emährungswirtschaftler an 
die Grenzen ihrer Existenz. EG-Erfah­
rungen wie z.B. die Einräumung von 
Übergangsfristen wurden negiert. Die 
ostdeutsche Landwirtschaft traf unvor­
bereitet auf einen völlig aus den Fugen 
geratenen EG-Markt. Eroberung und 
Kolonialisierung des ostdeutschen 
Marktes durch westdeutsche Handels­
ketten und Lebensmittelkonzeme er­
folgte durch organisierte, aggressive 
Verdrängung ostdeutscher Produkte. 
Die entstandene Konkurrenz sollte 
möglichst schnell und gründlich besei­
tigt werden.

Vielfältige Angriffe 
auf die Bodenreform
Kein Wort fiel in der Regierungserklä­
rung zuY Bodenreform. Nur wenige 
Worte verlor der Minister zu den Konse­
quenzen des Entschädigungs- und Aus- 

- gleichsleistungsgesetzes. Die Ausein­
andersetzungen über Eigentum und 
Nutzung des Bodens setzten sich trotz 
Einigungsvertrag, Landwirtschaftsan- 

\ passungsgesetz und Karlsruher Urteil 
' fort. Sie fanden ihre Steigerungsform 

im Entschädigungs- und Ausgleichslei­
stungsgesetz. Völkerrechtliche und zwi­
schenstaatliche Entscheidungen und 
Vereinbarungen werden in Frage ge­
stellt, umgangen und unterlaufen. 
Deutlichstes Beispiel: die. 5jährige 
Treuhandpraxis. Mit der Mehrheit der 
Bewirtschafter ehemaliger volkseige­
ner landwirtschaftlicher Nutzflächen 
wurden nur einjährige, im geringen 
Umfang sechsjährige Pachtverträge 
abgeschlossen. Das widerspricht jegli­
chem vernünftigen landwirtschaftli­
chen Denken und Handeln. Aus der 
Sicht der Fruchtfolgegestaltung 
braucht der Landwirt mindestens für 
fünf Jahre Sicherheiten. Rinder- und 
Milchwirtschaft kommt auch heute

nicht ohne Generationsintervall von 6,5 
Jahren aus. Diese und andere Verfah­
rensweisen behindern den Umstruktu­
rierungsprozeß erheblich. Das wieder­
um führt zu Investitionshemmnissen, 
Kreditunwürdigkeit und längerfristi­
ger Konzeptions- und Perspektivlosig- 
keit. Vielfältig bis heute sind die An­
griffe auf die Bodenreform:

Bereits 1990 erfolgte die erste Klage 
gegen Festlegungen im Einigungsver­
trag. Trotz Karlsruher Entscheidung 
1993 zum Fortgelten der Bodenreform 
wurde das Entschädigungs- und Aus­
gleichsleistungsgesetz ausgearbeitet,

emeut klagen Erben der Bodenreform- 
Enteigneten aus Sachsen in Karlsruhe 
usw. usf. Die SPD wurde durch die Auf­
gabe ihrer Forderung nach „keinerlei 
Verknüpfung von Entschädigung und 
Bodenverwertung“ zum Totengräber 
des DDR-Grundstücksübertragungsge­
setzes, das laut Einigungsvertrag fort­
geltendes Recht darstellt.

Zur Farce wurde die formale Gleich­
behandlung von Gemeinschaftsunter­
nehmen gegenüber Einzelbetrieben und 
Alteigentümem. Es macht doch wohl 
einen Unterschied, wenn eine Agrarge­
nossenschaft mit 30 Bauern nicht mehr 
Land erwerben darf als ein Familienbe­
trieb. Unter sächsischen Bedingungen 
sind das 130 ha ... Die Alteigentümer 
werden am besten bevorteilt, da sie ihre 
gezahlte Entschädigungssumme für den 
Bodenkauf einsetzen können. Wer von 
ihnen jedoch den Boden nicht selbst be­
wirtschaften kann, darf 64 ha in Sach­
sen zur Verpachtung erwerben. Zu La­
sten des Steuerzahlers wird das Prinzip 
subventionierter Bodenkauf durch Alt­
eigentümer zur Realisierung hoher 
Pachteinnahmen mit staatlicher Ent­
schädigungszahlung in einer veran­
schlagten Summe von 3,6Mrd. DM rea­
lisiert. Daß bisher erst 7700 ha LN und 
7000 ha Forstfläche ehemals volkseige­

nen Bodens durch THA und BWG ver­
kauft wurden, ist so nicht verwunder­
lich. Die Chance zur Entscheidung, 
Grund und Boden in unveräußerliches 
Gemeineigentum der Länder und Kom­
munen zu überführen, von diesen ver­
walten zu lassen und ihn nicht zu priva­
tisieren, soll vorsätzlich vertan werden.

Komplexe Konzepte 
bleibt Regierung schuldig
Die mehrfach von der PDS von der 
Staatsregierung geforderten komple­

xen Struktur- und Regionalkonzepte, 
auf die Nutzung und Entwicklung der 
natürlichen, ökologischen und wirt­
schaftlichen, sozialen und kulturellen, 
materiellen und finanziellen Potentiale 
und die Lebensfähigkeit jeder ländli­
chen Region gerichtet, werden weiter­
hin vorenthalten. Die erzwungene Ar- 
beitsplatzvemichtung für Bäuerinnen 
und Bauern, ihr Ausstößen aus dem Ar­
beitsprozeß führte in den ländlichen 
Gebieten zu einer Arbeitslosigkeit, die 
einmalig in der deutschen Agrarge­
schichte ist. In einem Zeitraum von nur 
18 bis 20 Monaten verloren fast 80 % der 
Beschäftigten in der Land-, Forst- und 
Emährungswirtschaft Sachsens ihren 
Arbeitsplatz. Zur Zeit hat Sachsens 
Landwirtschaft je haLN einen um 40% 
niedrigeren Arbeitskräftebesatz als in 
den alten Bundesländern — im Ver­
gleich aller Wirtschaftsbereiche die 
höchste Quote der Verdrängung von 
Arbeitskräften und Vernichtung von 
Arbeitsplätzen.

Die begrenzten Mittel sind weitaus 
stärker als bisher strukturell und regio­
nal auf Schwerpunkte der einzelbe­
trieblichen Investitionsförderung und 
die Verbesserung der Marktstruktur zu 
konzentrieren. Notwendig ist die Fest­
legung zukunftssicherer Prioritäten 

genauso wie die chancengleiche Beteili­
gung landwirtschaftlicher Gemein­
schaftsunternehmen an den Ausgaben 
für die einzelbetriebliche Investitions­
förderung. Viel Zeit für die Stärkung 
der Wettbewerbskraft der Agrarbetrie­
be bleibt nicht. Die Sonderbedingungen 
der EU bei der Strukturförderung gel­
ten nur noch bis 1996. Damit dürfte ein 
Großteil der sächsischen Betriebe ab 
1997 nicht mehr gefördert werden. In 
einem Europa mit seinen acht Millionen 
Familienbetrieben von durchschnitt­
lich 14 ha ist es Unsinn zu glauben, daß 
die weitere Ausgestaltung der agrarpo­
litischen EU-Rahmenbedingungen nach
der in unserem Land vorherrschenden 
Dominanz größerer Betriebe und Ge­
meinschaftsunternehmen gerichtet wird.

Die PDS-Fraktion fordert mit Nach­
druck von der Regierung, alles zu tun, 
damit in der verbleibenden Zeit die 
überwiegende Mehrheit der Betriebe 
einen solchen Stand erreichen kann, 
daß sie ihre größenbedingten potentiel­
len Vorteile auch über Effekte der Ko- 
stendegression realisieren können. Der 
Vorzug der modernen Agrarstruktur 
muß und wird sich letztlich auch darin 
zeigen, daß sie mittelfristig mit weniger 
Subventionen auskommen. Spekulatio­
nen im Zusammenhang mit dem jüng­
sten EU-Gipfel, durch eine Ost-Erwei­
terung der Union wird das Gewicht 
großbetrieblicher Strukturen in der EU 
erhöht und ein Gleichgewicht herge­
stellt, sind aus mindestens zwei Grün­
den illusionär. Erstens wird die volle 
Einbeziehung dieser Staaten nicht so 
schnell bis 1997 erfolgen und zweitens 
wird sich die Überschußsituation und 
die Unbezahlbarkeit der Subventions­
politik der EU in neuer Schärfe stellen.

Kurzes Fazit aus Sicht 
der PDS-Fraktion
Das Ziel der Bundesregierung, mit Un­
terstützung der Sächsischen Staatsre­
gierung in einem kurzen Zeitraum auch 
in Sachsen eine Agrarstruktur nach 
dem bisherigen Leitbild der westdeut-
sehen Agrarpolitik aufzubauen, ist bis­
her gescheitert.

Trotz Diffamierung hat die genossen­
schaftliche Idee bei den Bauern in Ost­
deutschland überlebt. Die Umstruktu­
rierung und Entwicklung der Landwirt­
schaft der neuen Bundesländer kann 
damit ein Beispiel für eine künftige 
Entwicklung der EU sein, indem sie 
neue Möglichkeiten und Auswege aus 
der Krise der Agrarpolitik der EU zeigt 
und neue Wege eröffnet, die bei der wei­
teren Liberalisierung des Welthandels 
notwendig sind.

Die Neustrukturierung der Emäh­
rungswirtschaft eröffnet die Chance, 
Strukturen zu entwickeln, die Möglich­
keiten bieten, daß die Landwirtschaft 
einen größeren Tbil ihrer Rohstoffe 
durch Erzeugergemeinschaften selbst 
be-, verarbeiten und vermarkten kann.

Diese Entwicklung muß aber poli­
tisch gewollt und ökonomisch gefördert 
sowie eine wirkliche Chancengleichheit 
aller Betriebs- und Eigentumsformen 
und darauf gerichtete Rahmenbeding­
ungen garantiert werden.

Detlef Wehnert ist parlamentarischer 
Geschäftsführer und agrarpolitischer 
Sprecher der PDS im sächsischen Land­
tag.
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Programmatik der PDS 
Die Erneuerung geht weiter
Programmatik der PDS — Die Er­

neuerung geht weiter“ soll nicht 
heißen, daß ich bereits heute 
schon wieder für eine neue Fassung un­

seres Parteiprogramms plädieren will. 
Das steht nicht auf der Tagesordnung. 
Aber: Daß uns das erreichte Wahlergeb­
nis geradezu zwingt, jetzt den Prozeß 
der Profilierung der PDS weiter voran­
zutreiben, scheint mir unbestreitbar zu 
sein. Und wenn dies dann auch gelingen 
sollte, haben wir es in ein paar Jahren 
sicher mit einer erneuerten PDS zu tun, 
was sich auch in einem neuen Pro­
gramm ausdrücken wird. Bis dahin 
wird jedoch noch so manche Hürde zu 
nehmen sein, ist mühevolle, anstren­
gende Arbeit notwendig.

Die PDS hat es meiner Meinung nach 
in den zurückliegenden Jahren durch­
aus verstanden, ein eigenes Profil aus­
zubilden, das im Programm, im Statut, 
im Wahlprogramm und einzelnen Posi­
tionspapieren seinen Ausdruck findet. 
Sicher ein Profil mit Ecken und Kanten. 
Vieles ist noch unausgegoren, ungenau, 
erst als Ansatz vorhanden. Dennoch: In 
wesentlichen Fragen der konkreten po­
litischen. Auseinandersetzung wie zum 
Beispiel des Kampfes gegen Massenar­
beitslosigkeit und Zerstörungsstrategie 
der Bundesregierung im Osten (Bischof­
ferode), gegen Abschaffung des Asyl­
rechts, gegen Rechtsextremismus und 
Großmachtpolitik, gegen Blauhelmein­
satz der Bundeswehr und zur ersatzlo­
sen Streichung des §218 konnten wir 
unser Profil auch für eine breitere Öf­
fentlichkeit deutlich machen. Unser 
Programm bleibt die Orientierung für 
unser Handeln.

Zum Ergebnis der 
Bundestagswahl
Das Konferenzthema lautet „Politische 
Praxis und Programmatik der PDS 
nach den Wahlen“. Deshalb einige Be­
merkungen zum Ergebnis der Bundes­
tagswahl :

Der erneute Einzug der PDS in den 
Deutschen Bundestag ist ein tiefer Ein­
schnitt in die Entwicklung des politi­
schen Systems und hat in die politische 
Landschaft der Bundesrepublik Bewe­
gung gebracht.

Trotz massiver und aggressiver An­
griffe hat sich die PDS behauptet. Da­
mit ist erneut eine sozialistische Partei 
im Bundestag. Das ist eine große Chan­
ce für das politische Wirken linker 
Kräfte dieses Landes und eine große 
Chance für die PDS selbst, für die Aus­
prägung ihres Charakters, ihre Ent­
wicklung und ihren Platz im politischen 
Leben dieser Gesellschaft. Damit ste­
hen wir meiner Meinung nach vor einer 
ungeheuren Herausforderung.

In fünf Jahren werden die objektiven 
und subjektiven gesellschaftlichen Be­
dingungen andere sein. Und bis dahin 
muß viel inhaltlich und vor allem prak-. 
tisch getan werden, wenn wir unsere 
jetzt erkämpfte Position behaupten 
wollen.

Der Wahlerfolg ist mit hohen Erwar­
tungen seitens der Wählerinnen und 
Wähler an- die PDS verbunden. Sie er­
warten, daß die PDS nunmehr ihr Wahl­
programm zu einem Programm des 
Handelns macht und eine offensive Op­
positionspolitik betreibt.

Die PDS ist nach Herkunft, Veranke­
rung und Wählerschaft eine Partei der

Heinde weg
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östlichen Bundesländer. Es ist vor al­
lem ihre Stärke im Osten, die der PDS 
den erneuten Einzug in den Bundestag 
ermöglicht hat. In den ostdeutschen 
Ländern wollen wir unseren Einfluß fe­
stigen und ausbauen. Im Westen sind 
wir noch wenig im politischen Leben 
verankert. Politische und kulturelle 
Unterschiede bestehen auch unter den 
Linken fort. Aber von der Gewinnung 
einer breiten westdeutschen Wähler­
schaft wird entscheidend abhängen, ob 
der PDS die Entwicklung zu einer die 
politischen Verhältnisse in ganz 
Deutschland beeinflussenden demokra­
tisch-sozialistischen Partei gelingt. In 
den westdeutschen Ländern wollen wir 
vor allem jene Bevölkerungskreise ge­
winnen, die die Kohl-Waigel-Kinkel- 
Regierung aufgrund gemachter Erfah­
rungen ablehnen, die in der SPD keine 
wirklich oppositionelle, grundlegende 
Reformen und Veränderungen anstre­
bende Kraft mehr sehen und denen das 
zunehmend sichtbare Abdriften von 
Bündnis *90/Die Grünen ins Establish­
ment Mißtrauen verursacht.

Der Einfluß der PDS in Westdeutsch­
land wird wesentlich davon beeinflußt 
werden, wie es die PDS versteht, im 
Westen ihre Basis auszubauen. Noch hat 
die PDS dort wenig Mitglieder und 
kaum Strukturen. Auch ist sie noch in 
einem zu engen Spektrum verankert 
und hat wenig Kontakt zu anderen poli­
tischen Bewegungen. Wir brauchen 
schnellstens ein Konzept, wie wir in den 
alten Bundesländern mit der Entwick­
lung der PDS vorankommen wollen. 
Diese Aufgabe muß zur Angelegenheit 
der gesamten Partei werden.

Fragen der weiteren Entwicklung der 
PDS dürfen meiner Meinung nach je­
doch nicht allein unter dem Gesichts­
punkt von Wahlen und der Arbeit in 
Parlamenten debattiert werden. Die 
PDS muß außerhalb der Parlamente 
noch aktiver werden. Das Profil einer 
linken, sozialistischen Partei, die für 
eine sozialistische Perspektive kämpft, 
wollen wir stärker zum Tragen bringen. 
Unsere bisherigen Erfahrungen sollten 
wir gründlicher analysieren, inhaltlich 
verarbeiten und in weiterführende 
Handlungskonzepte umsetzen. Die PDS 

wird als eine linke politische Kraft in 
Deutschland gebraucht.

Trotz deutlicher antisozialer und anti­
demokratischer Positionen wurde 
mehrheitlich wieder CDU/CSU/FDP 
gewählt.

Die F.D.P. ist unter die Fittiche der 
Kanzlerparteien gekrochen und kämpft 
ums Überleben. Sie hat wesentliche li­
berale Positionen aufgegeben.

Die SPD hat gegenüber der konserva­
tiven Regierungspolitik große Kompro­
mißbereitschaft gezeigt und sich zu kei­
nen wirklichen Alternativen hinreißen 
lassen. In der Außenpolitik hat sie sich 
gar voll und ganz dem Kanzlerkurs an­
geschlossen. Einflußreiche rechte Kräf­
te in der SPD orientieren offen auf eine 
Große Koalition.

Bündnis ’90/Die Grünen lavieren. 
Eine Mehrheit will offensichtlich an Al- 
temativpositionen festhalten, andere 
neigen sich zur SPD. Manche wollen den 
Platz der FDP besetzen, einige liebäu­
geln gar mit der CDU.

All dies zeigt, daß die PDS durchaus 
ihren eigenständigen Platz links neben 
SPD und Bündnis ’90/Die Grünen hat 
und verantwortungsbewußt auch wahr­
nehmen muß. So wie die sozialen Ver­
hältnisse in diesem Lande sich entwik- 
keln, sei es von Vorteil, so betonte unter 
anderen Günter Gaus, daß eine Partei 
links neben der SPD zu Worte kommt.

Worauf konzentrieren ?
Wie gestaltet sich die gegenwärtige ge­
sellschaftspolitische Situation in der 
Bundesrepublik, und worauf muß sich 
die PDS konzentrieren ?

Die Regierungskoalition ist deutlich 
geschwächt aus den Wahlen hervorge­
gangen. Das darf bei uns jedoch zu kei­
nerlei Illusionen führen. Die Kohlregie­
rung hat sich in der Vergangenheit un­
ter oftmals komplizierten Bedingungen 
durchaus als handlungsfähig erwiesen. 
Auch jetzt geben die konservativen 
Kräfte in der Politik eindeutig den Ibn 
an. „Weiter so“ — das ist keineswegs ei­
ne Losung, hinter der sich Sprach- und 
Hilflosigkeit der Konservativen ange­
sichts zunehmender Probleme und sich 
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zuspitzender Konflikte in der Gesell­
schaft verbergen. Im Gegenteil: Die 
neokonservativen Kräfte verfügen 
über ein strategisches Konzept für ihre 
Politik, das sie Schritt für Schritt 
durchsetzen. Von ihnen gehen momen­
tan die politischen Initiativen aus. Sie 
bestimmen gegenwärtig die politische 
Entwicklung. Die Linke hat dem zur 
Zeit wenig entgegenzusetzen.

In der Bundesrepublik ist ein Prozeß 
des Umbaus der Gesellschaft eingelei­
tet worden, der sich deutlich als ein Pro­
zeß des Abbaus entpuppt: des Abbaus 
des Sozialstaates, des Abbaus von De­
mokratie, der Aufkündigung des sozial­
staatlichen Kompromisses der Nach­
kriegszeit, des Abbaus von Hemmun­
gen in der Außenpolitik entsprechend 
der gewachsenen machtpolitischen 
Stärke Deutschlands.

Unter der Begründung einer notwen­
dig einzuleitenden Modernisierung und 
der Beseitigung von sogenannter wirt­
schaftlicher Überforderung artikulie­
ren die Untemehmerorganisationen of­
fen und aggressiv ihre Anliegen, die von 
der Bundesregierung aufgegriffen und 
in Politik umgesetzt werden. Danach 
behindere ein überzogenes Sozialsy­
stem die wirtschaftliche Entwicklung. 
Die notwendige Balance zwischen So­
zialaufwand auf der einen und Wirt­
schaftskraft auf der anderen Seite sei 
nicht mehr gegeben. Die Eihkommens- 
und Freizeitansprüche seien gemessen 
an der Produktivitätsentwicklung zu 
hoch. Ein mittlerweile zu engmaschiges 
soziales Netz habe die Steuer- und Ab­
gabenbelastung und damit die Lohnko­
sten auf ein die Rentabilität unterneh­
merischer Investitionen stark belasten­
des Niveau gehoben. Im Umweltschutz 
führe eine hochgeschraubte Kosten- 
u*nd Abgabenspirale zu Standortnach­
teilen. Dem sei nun endlich durch eine 
andere Sozialpolitik beizukommen. 
Daß ein solches Gesamtkonzept unwei­
gerlich die sozialen Spannungen in der 
Gesellschaft erhöht, zu weiterer Entso- 
lidarisierung und Spaltung der Gesell­
schaft führt, wird bewußt in Kauf ge­
nommen.

Fortsetzung nächste Seite
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Die PDS leistet gegen diese Politik 
Widerstand. Sie ist bemüht, Gegenbe­
wegungen zu unterstützen bzw. zu initi­
ieren. Eine überzeugende linke Alterna­
tive gegen diese konservativen Bestre­
bungen gibt es zur Zeit jedoch noch 
nicht. In der PDS sind erste Vorstellun­
gen und Ansätze vorhanden. Deshalb 
muß an einem solchen strategischen 
Gegenkonzept intensiv gearbeitet wer­
den.

Ein Schwerpunkt eines linken sozial­
politischen Konzepts ist der Kampf ge­
gen die Massenarbeitslosigkeit. Ent­
schieden treten wir für Erhalt und 
Schaffung neuer Arbeitsplätze ein. Wir 
erleben, daß wirtschaftlicher Auf­
schwung nicht mehr Arbeitsplätze 
bringt und die Massenarbeitslosigkeit 
anhält. Offenbar sind gegenwärtig tief­
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greifende Veränderungen in der gesam­
ten Produktions- und Reproduktions­
weise in Gang gekommen, die mit dem 
Stichwort „Herausbildung eines neuen 
Produktivkrafttyps“ hier nur angedeu­
tet werden können. Ich verweise auf das 
Material der Grundsatzkommission zu 
dieser Thematik. Es reicht meiner Mei­
nung nach nicht aus, diese Entwicklung 
lediglich als eine „neue Thktik der Pro­
fitmaximierung und Ausbeutung“ zu 
charakterisieren.

Die sich vollziehenden Umbrüche in 
der Produktions- und Reproduktions­
weise sind genereller Art. Sie sind mit 
erheblichen Gefahren bezüglich der so­
zialen Lage der arbeitenden Menschen, 
des Nord-Süd-Konflikts und des Er­
halts unserer natürlichen Existenzbe­
dingungen verbunden. Aber es erwach-
sen aus diesen Entwicklungen auch 
neue Chancen für eine andere als die bis­
her praktizierte Konsumtions- und Le­
bensweise. Entscheidend wird sein, 
welchen gesellschaftlichen Kräften die 
Gestaltung dieser Prozesse obliegt. Von 
hier aus müssen wir unsere Alternati­
ven umfassend andenken und entwik- 
keln.
Mit traditionellen Mitteln der Wirt­
schaftspolitik allein ist der Arbeitslo­
sigkeit und den anderen sozialen Pro-
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blemen nicht beizukommen. Erforder­
lich ist ein konzeptioneller Ansatz, der 
Umverteilung von Arbeit, Arbeitszeit­
verkürzung, aktive Arbeitsmarkt-, Re­
gional- und Strukturpolitik, ökologi­
sche Umgestaltung und Wirtschaftsde­
mokratie miteinander verbindet. Ge­
nau darin könnte das Profil der PDS 
bestehen.

Massenarbeitslosigkeit, Armut, Pa­
triarchat, Verelendung der „Dritten 
Welt“, Vernichtung der natürlichen 
Existenzbedingungen — das ist in ihrer 
inneren Verflochtenheit und gegenseiti­
gen Bedingtheit die neue soziale Frage 
unserer Zeit. Sie muß im Zentrum der 
konzeptionellen Anstrengungen der 
PDS stehen.

Die weitere Profilierung der PDS 
kann sich nicht allein über abstrakte 
Diskussionen zu theoretischen Grund­
thesen vollziehen, sondern vor allem in 
einem Lern- und Suchprozeß bei der Er­
arbeitung konkreter politischer Kon­
zepte und ihrer praktischen Realisie­
rung. Wir werden letztlich nicht gemes­
sen an der Radikalität unserer Forde­
rungen, sondern an der Radikalität, mit 
der wir uns den Interessen und Proble­
men der Menschen in unserer prakti­
schen Politik zuwenden. Wir werden 
gemessen an unseren kompetenten und 
machbaren alternativen Vorschlägen 
und den daraus abgeleiteten konkreten 
Schritten praktischer Politik. Zu unse­
ren gegenwärtigen Aufgaben gehört 
demnach die Erarbeitung inhaltlich 
überzeugender Konzepte, welche die 
Grundsätze, Wege, Methoden und Ziele 
unserer Politik einleuchtend und prak­
tikabel darlegen, die den Interessen 
großer Tbile der Bevölkerung entspre­
chen und glaubhaft machen, daß mit 
uns tatsächlich konkret spürbare Ver­
änderungen in Gang gesetzt werden 
können. Vermieden werden muß allge­
meines Räsonieren, das Erheben ver­
schwommener Pauschalforderungen 
bzw. eine „auf die Nerven gehende Zu­
kunftsmusik“. Unsere Vision von einer 
sozialistischen Gesellschaft sollten wir 
bereits in heutigen Alternativen leben­
dig werden lassen.

Ob die PDS als eine politische Kraft 
links neben der SPD wirklich nötig ist, 
das ist nicht in erster Linie eine Frage 
theoretischer Erörterungen, sondern 
vor allem eine Frage politischer Praxis 
und wird unter anderem davon ent­
schieden, mit welchen Konzepten, Al­
ternativen, Argumenten und Aktivitä­
ten wir auftreten und politikfähig wer­
den. Über unsere Politikfähigkeit wird

Die Dokumentation BRD/RAF 
bleibt weiter beschlagnahmt!
Köln. Am 29. Dezember hat das Ober­
landesgericht Düsseldorf über die Be­
schwerde der Staatsanwaltschaft ge­
gen das am 28. November ergangene 
Urteil betr. die Dokumentation BRD / 
RAF entschieden. Wie ausführlich in 
dieser Zeitung berichtet, hatte das 
OLG Düsseldorf die von der Bundes­
anwaltschaft initiierte Klage gegen 
die Dokumentation, die als „Werbung 
für eine terroristische Vereinigung“ 
eingestuft, verboten und vernichtet 
werden sollte, abgewiesen.

In ihrer Beschwerde gegen dieses 
Urteil hatte die Staatsanwaltschaft 
beantragt, a) das Urteil wieder aufzu­
heben, weil die Broschüre in ihren Au­
gen doch als „Werbung“ einzustufen 
sei, und b) das Urteil vom November 
nicht zu vollstrecken. Mit anderen 
Worten: Selbst wenn das OLG selbst 
keinen Anlaß sehen sollte, sein Urteil 
zu ändern, sollte die Broschüre bis 
zum Abschluß des Verfahrens vor dem 
Bundesgerichtshof beschlagnahmt 
bleiben. Begründung der Staatsan­
waltschaft: Andernfalls bestünde die 

unser Profil wachsen. Deshalb ist jetzt 
eine entscheidende Frage: Was mache-, 
wir aus unserer Programmtik und deq 
bisher erarbeiteten Konzepten, wie sef. 
zen wir sie um?

In direktem Zusammenhang hiermit 
muß die PDS von vornherein sowohl 
der Pauschalabwertung entgegenti«. 
ten, sie würde „populistische“ Ford«, 
rungen stellen, als auch der Behaup. 
tung, sie würde sich auf „Reformismus, 
reformistische Beliebigkeit“ einlassen. 
Es sollte zum ausgesprochenen Marken­
zeichen der PDS gehören, notwendige 
Reformen weder deshalb abzulehnen, 
weil sie anfangen, das überkommene 
System zu verändern, noch deshalb, 
weil sie sich lediglich im Rahmen dieses 
Systems bewegen. Ich glaube nicht, daß 
wir in der PDS mit einer allgemeinen 
Debatte über Reformen, Möglichkeiten 
und Grenzen von Gesellschaftsverände­
rung weiterkommen. Was wir brau­
chen, sind weiter ausgebaute, inhaltlich 
begründete, auf konkrete Machbarkeit 
angelegte Konzepte, die Kompetenz 
verdeutlichen und auf Bewegung in 
Richtung dringend einzuleitender Pro­
zesse zur Veränderung der Gesellschaft 
angelegt sind.

Von den gesellschaftlichen 
Problemen ausgehen
Immer wieder wird von Mitgliedern un­
serer Partei gefordert, daß wir unser ei­
genes Profil deutlicher in Abgrenzung 
von SPD und Bündnis ’90 / Die Grünen 
bestimmen müßten. Ich halte diesen 
Ansatz für etwas einseitig. Unsere Al­
ternativen und Konzepte müssen in er 
ster Linie von den gesellschaftlicher 
Problemen und den Interessen der Men 
sehen, für die und mit denen wir ge 
meinsam gesellschaftliche Veränderun 
gen bewirken wollen, her entwickel 
werden. Und da wird es in einigen Fra 
gen Berührungspunkte mit SPD um 
Bündnis ’90 / Die Grünen geben und 
anderen nicht. Bei gleichen Forderui 
gen werden wir gemeinsam Stimmer 
Dort, wo die SPD vor dringenden Erfo 
demissen zurück weicht, werden w 
mit unserer konsequenten Politik ur 
entsprechenden Aktivitäten Druck m: 
chen. Von der Kompetenz und Entsch 
denheit unserer Konzepte und unser« 
praktischen politischen Handelns wi 
unser Profil bestimmt werden. Darai 
sollten wir uns konzentrieren.

Unsere Reformaltemativen sind ar 
eine grundlegende Demokratisierur

Gefahr, daß bei einem anderen Urteil 
des BGH, d. h. bei einer Einstufung der 
Dokumentation als „Werbung“, die 

. beschlagnahmten Exemplare womög­
lich alle bereits verkauft seien.

Das OLG Düsseldorf hat nun am 29. 
Dezember entschieden:

1. Die Beschwerde der Staatsan­
waltschaft wird abgewiesen. Die 
Staatsanwaltschaft Düsseldorf muß 
nun in Berufung beim Bundesgerichts­
hof gehen und wird das auch tun.

2. Der Vollzug des Urteils vom No­
vember wird — entsprechend dem An­
trag der Staatsanwaltschaft — ausge­
setzt, die Broschüre bleibt beschlag 
nahmt. An einem sofortigen Vollzug 
bestehe kein „öffentliches Interesse“.

Der wirtschaftliche Schaden für der 
GNN-Verlag durch die andauernde Be 
schlagnahme wird damit noch einma 
vergrößert. Die Staatsanwaltschaf 
Düsseldorf unterstützt damit erneu 
die von der Bundesanwaltschaft aus 
gehenden Bestrebungen zur Ein 
Schränkung der Presse- und Meinungs 
f reiheit in dieser Republik.

Der Anwalt des Verlags hat Be 
schwerde eingelegt. Wir werden we‘ 
ter berichten. — (rul)



der Gesellschaft gerichtet. Demokrati­
sierung ist Inhalt, Ziel und Weg unserer 
Anstrengungen. Ohne Demokratie kein 
Sozialismus. Demokratisierung — ei­
nen anderen Weg zum Sozialismus gibt 
es nicht.

Die PDS will Profil gewinnen, indem 
sie sich in demokratische Bewegungen 
einbringt. Schaut man sich jedoch die 
gegenwärtige politische Landschaft an, 
ist von breiten demokratischen Bewe­
gungen kaum etwas zu spüren.

Zweifellos ist das Interesse von Ge­
werkschafterinnen an der Politik der 
PDS gewachsen. Die Gewerkschaften 
befinden sich in einer komplizierten Si­
tuation. Unter der von den großen Un­
ternehmen verkündeten Losung not­
wendiger Modernisierung gelingt es ge­
genwärtig, schrittweise die Aktions­
kraft der Gewerkschaften zu untergra­
ben und auszuhöhlen. Sachzwangargu­
mente werden ins Feld geführt, um bei 
den Gewerkschaften einen Verzicht auf 
Kritik am Kapital und auf aktive Ge­
genbewegung gegen Sozial- und Demo­
kratieabbau zu erreichen. Hierzu wol­
len wir unsere Positionen noch klarer 
entwickeln und in die Auseinanderset­
zungen einbringen.

Viele Jugendliche haben uns gewählt. 
Die PDS verfügt zur Zeit über kein ju­
gendpolitisches Konzept. Wir haben 
den Jugendlichen zu wenig interessan­
te, ihre Interessen berücksichtigende 
und ihre Bedürfnisse ansprechende In­
halte in der politischen Arbeit anzubie­
ten. Jugendliche wollen nicht in einer 
Partei oder einem Jugendverband orga­
nisiert sein. Vielfältige und interessan­
te Angebote einer alternativen Kultur 
und Lebensweise nehmen sie gern an. In 
diese Richtung sollten unsere Überle­
gungen gehen.

Feminisierung steht im Parteipro­
gramm ganz groß. Nur machen wir da­
für zu wenig. Wir sind im Verständnis 
vieler Mitglieder zur gesellschaftspoli­
tischen Dimension dieser Problematik 
kaum vorangekommen. Eigene Festle­
gungen z.B. bezüglich der Quotierung 
werden oftmals unterlaufen. Ein wirk­
sames Handlungskonzept liegt nicht 
vor.

PDS und Geschichte
Abschließend ein paar Worte zur Aus­
einandersetzung mit der Geschichte. 
Die politischen Gegner verkünden uni­
sono, daß der Sozialismus „tot“ sei und 

daß überhaupt bewiesen sei, daß es kei­
nerlei funktionierenden Sozialismus 
geben könne. In diesen Gesang stimmen 
alle ein. Auch Sozialdemokraten, die 
wir in diesem Zusammenhang durchaus 
an ihr noch gültiges Berliner Programm 
erinnern sollten, in dem sie den herr­
schenden Kapitalismus als überwin­
denswert und einen demokratischen 
Sozialismus als anstrebens wertes Ziel 
bezeichnet haben.

In Deutschland hat wieder eine „So­
zialistenhatz“ begonnen. Die etablier­
ten Parteien legten dicke Papiere vor, 
wie sie die PDS sehen und wie sie sich zu 
ihr verhalten wollen. Alle wollen sie 
sich mit der PDS auseinandersetzen, 
wie es heißt. In der Realität ist von sach­
licher Auseinandersetzung wenig zu 
spüren, dafür aber viel von Beschimp­
fung, Unterstellung und Beleidigung. 
Auch nach der Wahl werden sich die 
pauschalen Angriffe gegen die PDS wei­
ter verschärfen. Zugleich wird versucht 
werden, auf spezifische Art und Weise 
die PDS anzugreifen, gegen Personen 
(Gysi, Modrow, Heym), gegen Ibile der 
PDS (KPF, AG Junge Genossinnen, ein­
zelne Landesverbände) sowie gegen ein­
zelne Themen (wirtschaftspolitischer 
Fundamentalismus, programmatischer 
Eklektizismus etc.). Von Tbilen der SPD 
und Bündnis ’90 / Die Grünen ist zu ver­
nehmen, daß sie mit der PDS differen­
zierter und sachlicher umzugehen ge­
denken. Es gibt berechtigte Zweifel, 
daß dies aus der Absicht heraus ge­
schieht, das oppositionelle Potential 
gegen die Rechtsentwicklung zu stär­
ken und wirksamer zur Geltung zu brin­
gen. Vielmehr geht es ihnen .doch wohl 
darum, die PDS auszuhöhlen und mög­
lichst zu zerstören. Der politischen Kul­
tur in diesem Lande wird damit großer 
Schaden zugefügt werden. Denn es geht 
doch nicht nur um die PDS. Ausgren­
zungen dieser Art verschärfen das ag­
gressive Klima in dieser Gesellschaft 
und leisten antidemokratischen Ten­
denzen Vorschub. —

Der kritische Umgang mit unserer 
Geschichte hat die gesamte bisherige 
Entwicklung der PDS konfliktreich be­
gleitet und wird es auch weiterhin tun. 
Er gehört unverzichtbar zu unserem 
Profil. Auseinandersetzung mit der ei­
genen Geschichte ist auch notwendig, 
um unsere Programmatik unter Be­
rücksichtigung eben der Lehren aus 
dem Scheitern des sozialistischen Ver­
suchs weiterzuentwickeln. Keine der 
DDR-Altparteien hat sich reit der eige­

Diskussion,

nen Geschichte so intensiv beschäftigt, 
wie wir es mit unserer getan haben.

Wir arbeiten differenziert unsere Ge­
schichte auf, stehen zu den Leistungen, 
die vollbracht wurden, und wenden uns 
entschieden gegen die Abwertung der 
Biographien der DDR-Bürgerinnen. 
Bei allen Differenzierungen müssen wir 
jedoch ebenso deutlich sagen, was an 
diesem sozialistischen Versuch prinzi­
piell unannehmbar und verwerflich 
war und warum die gut gewollten An­
sätze letztlich pervertierten. Der Bruch 
mit den zentralistischen, demokratie­
feindlichen, Menschenrechte und Men­
schenwürde verletzenden Strukturen 
des „Realsozialismus“ der DDR und die 
Absage an den Stalinismus gehören seit 
Entstehen der PDS zum Konsens in die­
ser Partei, und es gibt keinen Grund, 
daran irgendwelche Abstriche zu ma­
chen. Die PDS ist eine pluralistische 
Partei, so wie es im Programm und im 
Statut festgelegt und beschlossen wur­
de. Das darf nicht zu Beliebigkeiten 
führen. Autoritäre, antiemanzipatori­
sche, undemokratische Positionen ha­
ben in der PDS nichts zu suchen. Dog­
matismus und Sektierertum lehnen wir 
ab.

Es gibt kein Zurück zur DDR, auch 
keine „bessere“ Neuauflage eines sol­
chen „Modells“. Die DDR war ein Kind 
ihrer Zeit und ein Versuch, in Deutsch­
land eine sozialistische Gesellschaft 
aufzubauen und zu gestalten. Er ist aus 
verschiedenen Gründen fehlgeschlagen. 
Der Weg zu einer sozialistischen, zu ei­
ner gerechten, ausbeutungsfreien, 
menschlichen Gesellschaft muß unter 
anderen Bedingungen neu konzipiert 
und beschritten werden. Ohne Demo­
kratie wird es keinen Sozialismus ge­
ben. Wir wollen die großen Ideale einer 
gerechten, ausbeutungsfreien, ökologi­
schen, solidarischen, antipatriarchalen 
Gesellschaft mit den Idealen der Frei­
heit und Würde des Individuums und 
der Entfaltung menschlicher Individua­
lität miteinander verbinden und neu 
zur Geltung bringen.

Nachdruck des Beitrags auf der Konfe­
renz „Politische Konferenz und Pro­
grammatik der PDS nach den Wahlen“ 
am 26. November 1994 im Karl-Lieb­
knecht-Haus in Berlin, mit freundlicher 
Genehmigung des Autors entnommen 
aus: „PDS-Pressedienst“ Nr. 48/94.

Bernd Ihme ist Mitglied der PDS- 
Grundsatzkommission.
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TERMINE

27. - 29.1.: 4. Parteitag der PDS, Berlin .

19.2.: Landtagswahlen in Hessen

4.3. : Frühjahrstagung des Arbeits- x 
kreises Politische Berichte in Köln

4.15.3. : BWK-Bundesdelegiertenkon- 
ferenz in Köln

14.5.: Landtagswahlen in Nordrhein- 
Westfalen

27.7.-30.7.: Sommerschule in Schnepfen­
thal. Beginn am Donnerstag, 27.7., um 
14 Uhr, voraussichtliches Ende am 
Sonntag, den 30.7., gegen 12 Uhr.
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16 Aus Kultur O Wissenschaft

Kein Abschied vom Materialismus!
- Michael Weingarten über Robert Steigerwalds neues Buch „Abschied vom Materialismus ?“

D ie materialistische Philosophie 
steht heute vor ungeheueren Her­
ausforderungen. Zum einen muß 

sie sich dem Scheitern des ersten soziali­
stischen Experimentes stellen, muß mit 
ihren eigenen Mitteln Erklärungen 
hierfür liefern, wenn sie sich nicht den 
triumphierenden und siegessicheren 
Meinungen der Gegner des Marxismus 
ausliefem und unterwerfen will. Zum 
anderen aber muß die marxistische Phi­
losophie, die ja mit dem Anspruch sy­
stematischen Philosophierens untrenn­
bar verknüpft ist, sich zugleich weiter­
entwickeln. Dies meint, nicht nur an der 
Perspektive „Sozialismus“ wejterzuar- 
beiten, sondern auch Problemstellun­
gen aufzugreifen, die durch die Fort­
schritte der Wissenschaften an jegliche 
Philosophie herangetragen werden. 
Schwierig, aber zugleich äußerst span­
nend ist gerade dieser Punkt: denn wir 
erleben in den Naturwissenschaften 
heute nicht nur eine einfache, sozusagen 
normale Wissensvermehrung, sondern 
eher schon einen dramatisch zu nennen­
den Umbruch in den Grund Vorstellun­
gen.

Verlockend, aber vereinfachend und 
schlichtweg falsch wäre es, sich vom 
Marxismus als Gesellschaftstheorie 
und Philosophie zu verabschieden, sich 
dafür dem Zeitgeist hinzugeben und mit 
den „großen Erzählungen“ aufzuhören, 
wie es die postmodernen Ideologen flott 
anbieten. Für Robert ist dieser Flucht­
weg verschlossen — und dies ist für die­
jenigen, die ihn kennen, sicherlich kei­
ne Überraschung. Vielmehr geht er den 
schwersten Weg, indem er sich den Her­
ausforderungen stellt und versucht, 

' ■ sowohl eine kritische Selbstreflexion 
des Materialismus als auch zugleich 
einen Beitrag zu dessen Weiterentwick­
lung zu leisten, indem Robert sich insbe­
sondere mit den modernen naturwis­
senschaftlichen Theorien, den Selbst­
organisationstheorien, auseinander­
setzt, sie für den Laien verständlich dar­
stellt (in dieser Hinsicht ist auch das 
Glossar, S. 410 ff, in dem die wichtigsten 
Fachbegriffe noch einmal erläutert 
werden, sehr wichtig und hilfreich!) 
und auf ihre philosophischen Gehalte 
und Konsequenzen befragt.

Formal ist das Buch gegliedert in drei 
Hauptteile:

1) „Natur-Theorie und Materialis­
mus“

2) „Geschichtstheorie und moderner 
Materialismus“

3) „Erkenntnistheoretische Debatten 
um den Materialismus“.

In jedem der Hauptteile, die auch je­
weils für sich mit großem Gewinn gele­
sen werden können, verknüpft Robert 
Sachverhalte und Theorien darstellen­
de Abschnitte immer wieder mit Aus­
flügen sowohl in die Geschichte des Ma­
terialismus als auch in die Geschichte 
der Fachwissenschaften, so daß der Le­
ser neben dem Einblick in den gegen- 
wärtigen Diskussionsstand auch immer 
eine Philosophie- und problemge­
schichtliche Übersicht bekommt; auch 
dies erleichtert das Verständnis der 
Fragestellungen, mit denen sich die 
modernen Naturwissenschaften be­
schäftigen. Da in einer Besprechung ja 

,.5 nie der gesamte Inhalt eines Buches 
dem Leser vorgestellt werden kann, 
sondern immer nur ein Anreiz zum 
Selbstlesen gegeben werden soll, greife 
ich den naturwissenschaftlichen Teil 
stärker heraus; zum einen, weil ich mich 
auf diesem Gebiet besser auskenne als 
etwa auf dem Gebiet der Gesellschafts­

theorien, die in dem 2. Hauptteil behan­
delt werden; zum anderen aber auch, 
weil hier für das marxistische Philoso­
phieren sicherlich der größte Nachhol­
bedarf besteht.

Am Rande möchte ich nur in Erinne­
rung rufen, daß die Marx-Engels-Stif­
tung in Wuppertal im April 1987 zu ge­
nau diesem Thema und aus dem entspre­
chenden Problembewußtsein heraus 
eine Thgung unter dem Titel „Zu Um­
wälzungen in den heutigen Naturwis­
senschaften“ veranstaltet hat; die 
Materialien dieser Ihgung wurden ver­
öffentlicht 1988 als Band 10 der Schrif­
ten der Marx-Engels-Stiftung.

Kennzeichnend für die bisherigen Na­
turwissenschaften, insbesondere die 
Physik, war, daß sie keine Entwick­
lungsaussagen treffen konnten. Dyna­
mische Systeme, wie etwa Planetensy­

Niels Bohr wählte sich zur Symbolisierung des Welle-Korpuskel-Dualismus ein 
Wappen, das auf altchinesische Symbolisierungen der Einheit des Widersprechen­
den zurückgeht.

steme, wurden vorgestellt als im 
Gleichgewicht befindlich oder aber sie 
verbrauchten ihren Energievorrat, 
konnten ihren Ordnungszustand nicht 
aufrechterhalten und zerfielen. Philo­
sophisch wurde dieser Sachverhalt re­
flektiert in der Form, daß entweder ein 
göttliches Wesen permanent oder in sin­
gulären Akten der Neuschöpfung durch 
Energiezufuhr den Ordnungszustand 
andauernd erhielt bzw. neu schuf oder 
aber, daß in einem unendlichen Regreß 
von kausalen Ursache-Wirkungsbezie­
hungen diesen Systemen von außen 
immer wieder Energie zugeführt wurde 
(dies etwa die Vorstellung des klassi­
schen mechanischen Materialismus). 
Demgegenüber behauptete die dialekti­
sche Philosophie, daß Systeme sich 
durch ihre eigenen Aktivitäten auf 
Dauer erhalten können. Die idealisti­
sche Lösung beanspruchte hierfür das 
Wirken von Geist-Prinzipien, die dia­
lektisch-materialistische Philosophie 
im Anschluß an Engels versuchte, die 
Selbsterhaltung von Systemen durch 
das Konzept der materiellen Wechsel­
wirkung zu erfassen.

Kennzeichnend für die modernen 
Selbstorganisationstheorien in allen 
ihren Spielarten ist, daß diese Theorien 
gerade versuchen, mithilfe naturwis­
senschaftlicher, also empirischer und 
experimenteller Verfahrensweisen, 
Aussagen zu gewinnen über Entwick­
lungsmechanismen natürlicher Syste­
me. Die Fähigkeit, sich selbst erhalten 

zu können, ist dabei eine notwendige 
Voraussetzung für Entwicklung. Also 
nur die Systeme, die sich aufgrund ihrer 
eigenen Dynamik erhalten können, ha­
ben dann zumindest die Möglichkeit, 
sich selbst zu entwickeln. Wie gesagt, 
die Selbstorganisationstheorien kön­
nen bisher zeigen, daß selbstorganisie­
rende Systeme die Möglichkeit zur Ent­
wicklung haben — ob selbstorganisie­
rende Systeme sich entwickeln müssen, 
ob also Entwicklung nicht nur möglich, 
sondern sogar notwendig ist, ist zurZeit 
noch offen.

Unter philosophischen Gesichtspunk­
ten interessant ist aber auf alle Fälle, 
daß die Entwicklungsvorstellung, wie 
sie im dialektischen Materialismus 
durch Engels als „Dialektik der Natur“ 
zuerst konzipiert wurde gegen das da­
mals noch vorherrschende mechanisti- 

sehe und ahistorische Weltbild, offen­
kundig bestätigt wird durch die moder­
nen Selbstorganisationstheorien. Ro­
bert begnügt sich in seiner Argumenta­
tion nun nicht damit, nur Bestätigun­
gen für Prinzipien der materialisti­
schen Dialektik in den modernen natur­
wissenschaftlichen Theorien zu suchen, 
sondern er versucht darüber hinaus 
auch das Problem der Notwendigkeit 
der Entwicklung selbstorganisierender 
Systeme philosophisch so zu präzisie­
ren, daß daraus heuristisch fruchtbare 
Fragestellungen für die Naturwissen­
schaften selbst abgeleitet werden kön­
nen.

Was ich hier zusammenfassend und 
generalisierend beschrieben habe, brei­
tet Robert in einer Fülle von Themen 
aus der Kosmologie, der Physik und der 
Thermodynamik sowie der Biologie in 
immer wieder neuen Anläufen aus. Und 
um sowohl die naturwissenschaftlichen 
Theorien selber also auch die jeweiligen 
entscheidenden Probleme dem Leser 
möglichst anschaulich vor Augen zu 
führen, unterstützt er seine Darstellun­
gen und Argumente immer wieder 
durch Abbildungen, teils aus der Origi­
nalliteratur, teils selbst gezeichnet. 
Dabei scheut er sich nicht, mit seiner 
philosophischen Kompetenz auch in 
noch offenen naturwissenschaftlichen 
Diskussionsfeldern Partei zu ergreifen 
für Theorien, die zwar in der Fachwis­
senschaft selber noch umstritten sind, 
ihm aber, s^grund der vorgelegten Be 

gründungen stichhaltig und überze 
gend erscheinen. Besonders freut mic) 
daß er hier auch Partei ergreift für b 
logische Entwicklungstheorien, d 
weit über die Vorschläge von Darw 
und dem Darwinismus hinausgehen 
und auch hinausgehen über Vorschlag 
die bisher von marxistischen Philosr 
phen zu diesem Thema vorgetrag 
wurden.

Jedes Buch, das klar und deutlich I 
sition bezieht und diese Position dur 
Argumente zu untermauern versuch 
verdient nicht nur gelobt zu werder 
sondern es verdient auch Nachtrag 
und vor allem Widerspruch. Auch hi 
kann ich nur auf einen, allerdings sys 
matisch wichtigen Punkt hinweiser 
Neu an den Selbstorganisationsti 
rien ist nämlich auch, daß es sich bei il 
nen um Laborwissenschaften handel 
Verläufe oder Ereignisse werden v< 
dem Experimentator durch geschick 
Zusammenstellen der Laborgeräte e 
zeugt. Um das zu verdeutlichen: d 
Synergetik Hakens wurde formulii 
an einem technischen Gerät, dem Lase 
Die technische Aufgabe war, Lieh 
strahlen so zu bündeln, daß sie alle 
der gleichen Phase schwingen. In d» 
Natur selbst aber gibt es keinen Lase: 
Wenn nun die Haken’sche Variante v< 
selbstorganisierenden Systemen ar 
Modell des Lasers formuliert wird, is 
es nicht nur eine erkenntnistheoret' 
sehe Aufgabe, die Aussagen der Selbs' 
Organisationstheorie zu überprüfen ai 
Naturgegenständen (ich bitte zu beacl 
ten: der Laser selbst ist eben kein 
turgegenstand, sondern ein technische 
Artefakt!), sondern zunächst muß wi 
senschaftstheoretisch geklärt werde: 
bzw. geklärt sein, wie Gegenstände ii 
den Naturwissenschaften durch di 
Handlungen des Naturwissenschaftler 
konstituiert werden.

Robert diskutiert in seinem Buch di 
Beziehung von Selbstorganisations 
theorien und selbstorganisierenden Sy 
stemen ausschließlich so, als gäbe e 
diese Systeme unabhängig von dei 
Handlungen des Wissenschaftlers 
überspitzt gesagt, als wäre der Laser al 
technisches Konstrukt oder ein autc 
poietisches System als kybernetische 
Konstrukt ein natürlich vorfindliche 
Gegenstand. Genau dies ist aber nich 
der Fall!

Damit ist ein Grundproblem der mai 
xistischen Philosophie angesprochen 
zu dem Robert — aber nicht nur er—kei 
ne Aussage macht: wie könnte eine mar 
xistische Wissenschaftstheorie ausse 
hen? In welchem Verhältnis stünde die 
se Wissenschaftstheorie zur marxisti 
sehen Erkenntnistheorie (der Wider 
Spiegelungstheorie)? Müßte nicht di< 
Widerspiegelungstheorie in entschei 
denden Aspekten verändert werden 
wenn wissenschaftstheoretisch gezeig 
wird (werden kann), daß die Gegenstän 
de naturwissenschaftlicher Theorien in 
und durch das Handeln des Naturfor 
schers erst konstituiert werden ?

Dies und weitere Fragen schmälern ir 
keiner Weise die Verdienste von Ro 
berts Buch, sie machen aber deutlich 
daß noch viel Arbeit geleistet werder 
muß, um den Anspruch der marxisti 
sehen Philosophie auf Systematik 
wirklich begründet einholen zu können.

Robert Steigerwald, Abschied voir 
Materialismus ? Materialismus und 
moderne Wissenschaft, Pahl-Rugen 
stein Nachf. Verlag, 1994, 435 Seiten, 
48,— DM. ISBN 3-89144-191-6.


